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E i n l a d u n g 
 

 
Sitzung Nr. 46/2011
VPLA Nr. 6/2011

 
 
An die Mitglieder  
des Ausschusses für Verkehr, Planung und Liegenschaften 
der Stadt Bornheim

Bornheim, den 14.09.2011 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Verkehr, Planung und Liegenschaften der 
Stadt Bornheim lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Mittwoch, 28.09.2011, 18:00 Uhr, in der Aula der Europaschule 
Bornheim, Goethestraße 1, 53332 Bornheim, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 
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Mit freundlichen Grüßen 
 

Gezeichnet: Wilfried Hanft beglaubigt:  
 (Vorsitzender)  (Stadtoberamtsrat) 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 28.09.2011
Rat 29.09.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 289/2011-7

    Stand 29.06.2011
 
Betreff 
 

Bebauungsplan 220 C (Ortsteil Hersel), 2. Änderung und 1. Erweiterung; 
Offenlagebeschluss 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften: 
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften empfiehlt dem Rat, wie folgt zu 
beschließen:  
 
 s. Beschlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat: 
Der Rat beschließt, 
 

1. zu den eingegangenen Stellungnahmen und der Einwohnerversammlung im Rahmen 
der Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Pla-
nung gemäß § 13a (3) BauGB zum Gestaltungsplanentwurf des Bebauungsplanes 
Bornheim 220 C (Ortschaft Hersel), 2. Änderung und 1. Erweiterung die folgenden 
Stellungnahmen der Stadt Bornheim, 

 
2. das Plangebiet um den Bereich an der Oderstraße zu reduzieren, 

 
3. den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes 220 C, 2. Änderung und 1. Erweite-

rung einschließlich der vorliegenden textlichen Festsetzungen sowie der vorliegenden 
Begründung gemäß § 3 (2) BauGB für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. 

 
Sachverhalt:
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am 26.05.2011 gemäß § 13a BauGB die 
Einleitung des Verfahrens zur 2. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes Born-
heim Nr. 220 C (Ortsteil Hersel) beschlossen. In gleicher Sitzung hat der Rat den Verzicht 
auf die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und stattdessen die Un-
terrichtung der Öffentlichkeit nach § 13a Abs. 3 BauGB beschlossen. 
Die Unterrichtung der Öffentlichkeit erfolgte in der Zeit vom 16.06. bis 13.07.2011. 
Im Rahmen der Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung gemäß § 13a (3) BauGB zeigte sich jedoch heftiger Widerstand der Anwohner ge-
gen den von der Verwaltung aufgestellten Entwurf. Diese sahen keine Notwendigkeit die 
vorhandene Situation zu ändern und sprachen sich gegen eine Zusammenlegung der Spiel-
plätze und die Aufgabe der auflockernden Grün-/ Spielflächen aus. Der Bedarf an Spiel-/ und 
Aufenthaltsmöglichkeiten für ältere Kinder und Jugendliche wird von der Verwaltung jedoch 
weiterhin gesehen.  
Auf Antrag der Anwohner wurden vom Fachbereich 4 die aktuellen Kinderzahlen und somit 
der Spielflächenbedarf im Herseler Süden ermittelt. Dabei haben sich die Ergebnisse der 
Spielflächenbedarfsplanung auf Basis der Kinderzahlen von 2007 bei der Aktualisie-
rung/Gegenüberstellung bestätigt bzw. zeigen den Bedarf der Älteren noch verschärfter - bei 
rückläufigen Zahlen der jüngeren Kinder (siehe Anlage 10).  
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Hervorzuheben ist noch, dass die Spielflächenbedarfsplanung/Spielleitplanung grundsätzlich 
für das gesamte Stadtgebiet unter dem Aspekt der gleichmäßig, quantitativ und qualitativ gut 
verteilten, sinnvollen Versorgung und pädagogischen Attraktivität der Spielflächen in Bezug 
auf die Adressaten im Einzugsgebiet durchgeführt wird. Aufgrund der im Herseler Süden 
bestehenden deutlichen Überversorgung an Kleinkinderspielplätzen, insbesondere im Ver-
gleich zur Gesamtstadt, wurde die Situation und Entwicklung der bestehenden Flächen be-
reits unter Beteiligung auch der Spielplatzpaten bewertet und dem Jugendhilfeausschuss in 
einer öffentlichen Vorlage 2009 vorgestellt und einstimmig beschlossen. Unter den monetä-
ren Aspekten des Haushaltes ist die Überversorgung des Herseler Südens auch im Hinblick 
auf die Situation in anderen Orten des gesamten Stadtgebietes grundsätzlich nicht zu vertre-
ten. 
Die Karte mit der Spielplatzübersicht im gesamten Bornheimer Stadtgebiet (siehe Anlage 11) 
stellt dabei die deutliche Überversorgung im Herseler Süden deutlich dar. Selbst nach einer 
Umsetzung der aktuellen Planung würde der gesamte Herseler Süden noch sehr gut mit 
Spielmöglichkeiten für alle Kinder (siehe Anlage 12). Hervorzuheben ist dabei, dass insbe-
sondere eine Verbesserung für die bedeutenden und stark vertretenden Gruppe der älteren 
Kinder stattfindet.  
Um jedoch sowohl den Anregungen der Anwohner und den Vorstellungen der Verwaltung 
gerecht zu werden, wurde eine Kompromisslösung erstellt. Der Spielplatz an der Ruhrstraße 
bleibt dabei in seinem jetzigen Zustand im städtischen Eigentum erhalten. Er erhält lediglich 
eine rückwärtige Öffnung z.B. in Form eines Tores. Der zuerst geplante altersübergreifende 
Spielplatz wird daraufhin verkleinert und befindet sich nun lediglich nur noch zwischen der 
Verlängerung der Rheindorfer Straße, dem landwirtschaftlich genutzten Weg und dem zu-
künftigen Rad-/ Fußweg des Grünen C. Seine Ausstattung soll dabei insbesondere ältere 
Kinder ansprechen. Die Fläche zwischen dem Spielplatz an der Ruhrstraße und dem neuen 
Spielplatz soll nun als Grünfläche ohne Spielgeräte erhalten bleiben.  
Da wie oben erwähnt im Herseler Süden jedoch ein Überangebot insbesondere an Kleinkin-
derspielplätzen herrscht, wird der Spielplatz an der Oderstraße von der Stadt Bornheim nicht 
länger erhalten. Es verbleiben die Spielplätze Ruhrstraße und Wöhlerstraße in einer Wege-
entfernung, die für das Bornheimer Stadtgebiet ortsüblich ist. 
Die Fläche Oderstraße soll veräußert werden, um so auch im Rahmen von Konsolidie-
rungsmaßnahmen den Pflegeaufwand zu minimieren. Um jedoch auf Wunsch der Anwohner 
die aufgelockerte Bebauung und die Sichtbeziehungen in die Landschaft zu erhalten, wird 
die Fläche zunächst als allgemeines Wohngebiet jedoch ohne Baufeld mit einer Wegever-
bindung von der Oderstraße zu dem Rad-/ Fußweg des Grünen C festgesetzt. Dies ermög-
licht den Ankauf der Fläche z.B. als Privatgarten. Sollte sich jedoch kein Käufer für das 
Grundstück mit dieser Festsetzung finden, behält sich die Stadt vor, im Rahmen einer erneu-
ten Offenlage ein Baufeld mit einer eingeschossigen Bauweise festzusetzen. 
Im Rahmen der Gestaltung der neu geplanten Spielfläche soll auf die angrenzenden Anwoh-
ner durch Anordnung der Spielgeräte Rücksicht genommen werden. Des weiteren wird bei 
der neuen Spielfläche auf einen barrierefreien Zugang und auf die Sicherheit der spielenden 
Kinder entlang der Rad- und Fußwegeverbindung und natürlich auch im Hinblick auf den 
landwirtschaftlichen Verkehr Wert gelegt wird.  
Die in der 1. Änderung des Bebauungsplanes 220 C ausgewiesene Grünfläche Ecke Ruhr-
straße/Grüner Weg wird im Rahmen der 2. Änderung und 1. Erweiterung als Allgemeines 
Wohngebiet mit einer eingeschossigen Bauweise festgesetzt. Trotz der im Rahmen der Un-
terrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung gemäß § 
13a (3) BauGB geäußerten Widersprüche zur Umwandlung der Grünfläche, bleibt die Stadt 
bei der hierfür gewählten Festsetzung als Wohnbaufläche. Begründet wird diese Entschei-
dung damit, dass die Wohnbaunachfrage im Ortsteil Hersel sehr hoch ist und die Stadt dort 
noch ein Potenzial hat dieser Nachfrage im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung nachzu-
kommen.  
Nach § 1a Abs . 2 BauGB soll dabei mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden 
und eine Nachverdichtung mit dem Grundsatz der Innenentwicklung vor Außenentwicklung 
gefördert werden. Dies ist auch fester Bestandteil der beschlossenen Grundlagen des neuen 
Flächennutzungsplans der Stadt Bornheim. Insofern stehen die aktuellen Ziele der Bauge-
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setzgebung sowie die der Stadt Bornheim im Gegensatz zu den ursprünglich formulierten 
Zielen des Bebauungsplans 220 C und eine Änderung im Sinne der Innenentwicklung nach 
§13a BauGB entspricht somit den übergeordneten Planungen und Gesetzen. 
Das Plangebiet umfasste bei der Planaufstellung und somit auch im Rahmen der Unterrich-
tung der Öffentlichkeit nach §13a Abs. 3 BauGB zunächst noch den Bereich Ruhrstraße/ 
Oderstraße mit den Spielplätzen und der Nachverdichtung sowie den Bereich Oderstraße/ 
Rheinstraße mit einer Änderung bereits festgesetzter Bauflächen. Da beide Planungsabsich-
ten sehr unterschiedlich von der Zielsetzung sind und auch im Rahmen der Einwohnerbetei-
ligung sehr unterschiedliche Stellungnahmen abgegeben wurden, soll der Planbereich in 
zwei Abschnitte aufgeteilt werden und der Planbereich am Eingang der Oderstraße in einem 
separaten Bebauungsplanverfahren durchgeführt werden. 
Für den geänderten Bereich ab der Ruhrstraße soll nun die Offenlage nach § 3 Abs. 2 be-
schlossen werden und der vorliegende Bebauungsplanentwurf einschließlich Textlicher 
Festsetzungen und Begründung für die Dauer eines Monats öffentlich ausgelegt werden. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
ca. 4.000,- € zur Durchführung der Offenlage und Vorbereitung des Satzungsbeschlusses 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
1   Übersichtskarte 
2   Stellungnahmen der Stadt Bornheim zu den Stellungnahmen der Öffentlichkeit  
3  Stellungnahmen der Stadt Bornheim zu den Stellungnahmen der Behörden und sonsti-

gen Träger öffentlicher Belange  
4   Rechtsplan 
5  Textliche Festsetzungen 
6  Begründung 
7  Einwendungen der Bürger 
8  Einwendungen der TöB 
9  Protokoll Einwohnerversammlung 
10  Spielflächenbedarfsprognose Hersel Stand 2011 
11  Spielplatzübersicht Stadt Bornheim gesamt 
12  Spielplatzübersicht Hersel nach möglicher Umsetzung der Planung 
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Bebauungsplan 220 C (Ortschaft Hersel),  
2. Änderung und 1. Erweiterung 

 
 
Ergebnis der Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke 

der Planung gemäß § 13a (3) BauGB. 
 

 
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am 26.05.2011 gemäß § 13a BauGB die 
Einleitung des Verfahrens zur 2. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes Born-
heim Nr. 220 C (Ortsteil Hersel) beschlossen. In gleicher Sitzung hat der Rat den Verzicht 
auf die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und stattdessen die Un-
terrichtung der Öffentlichkeit nach § 13a Abs. 3 BauGB beschlossen. 

Die Unterrichtung der Öffentlichkeit erfolgte in der Zeit vom 16.06. bis 13.07.2011. 

Im Rahmen der Auswertung der Stellungnahmen konnte festgestellt werden, dass viele Stel-
lungnahmen inhaltlich die gleichen Kritiken oder Anregungen zu der Planung hatten. Aus 
diesem Grund wurden die Stellungnahmen der Bevölkerung zu acht Oberthemen zusammen 
gefasst und von der Stadt Bornheim ausgewertet.    
 
1.1 Zusammenfassung der eingegangenen Stellungnahmen der Bevölkerung zur 

Verlagerung und Zusammenlegung der bestehenden Spielplätze zu einem gro-
ßen Spielplatz 

 
Eine Verlagerung der beiden bestehenden Spielplätze an der Ruhr –/ und der Oderstraße zu 
einem großen Spielplatz angrenzend an die Wegeführung des Grünen C wird vehement kri-
tisiert. Die vorhandenen zentral im Wohngebiet liegenden Spielplätze würden außerhalb der 
Wohnbebauung verlagert, was dazu führt, dass Kleinkinder nicht mehr ohne Betreuung den 
Spielplatz nutzen können. Durch die aktuelle Lage der Spielplätze haben die Kinder das sub-
jektive Gefühl allein zu den Spielplätzen gelangen zu dürfen und können, werden dabei je-
doch objektiv von den Nachbarn kontrolliert. Eine Verlagerung der Spielplätze würde somit 
die kindliche Entwicklung einschränken. Ebenfalls würde durch den geplanten großen Spiel-
platz außerhalb der Bebauung anstelle der kleinen Spielplätze zwischen der Bebauung die 
Übersichtlichkeit und insbesondere die Kommunikation zwischen den Nachbarn verringert 
werden. Die kleinen Spielplätze spielen im sozialen Leben eine große Rolle und bieten auch 
insbesondere älteren Menschen einen Treff-/ und Erholungspunkt. 

Durch die abgelegene Lage des geplanten Spielplatzes geht die soziale Kontrolle verloren, 
was insbesondere durch die Planung des Jugendtreffs zu Vandalismus und Lärmbelästigun-
gen für die anliegenden Anwohner führen wird. Ebenfalls wäre die Verunreinigung mit Fla-
schen und Zigarettenkippen durch die Planung eines Jugendtreffs vorprogrammiert. Sollte 
der Sportplatz an der Bayerstraße, wie von der Verwaltung geplant, ebenfalls weiter entfernt 
verlagert werden, hätte der neue, altersübergreifende Spielplatz eine Sogwirkung für noch 
mehr Jugendliche. Das Angebot an Treffpunkten für Jugendliche am Fabriweg, am Sport-
platz Bayerhof und am Rheinufer reicht aus, sollte bei Bedarf lediglich erweitert werden. Des 
Weiteren wird befürchtet, dass die Lage abseits der Wohnbebauung und die Gestaltung mit 
Hecken dazu führt, dass der Spielplatz zu einem Anziehungspunkt für Pädophile wird. Neben 
dem Verlust der sozialen Kontrollen wird auch noch mit einer schlechteren Pflege des abge-
legenen Spielplatzes gerechnet, insbesondere dadurch, dass die kleinen, nahen Spielplätze 
bereits jetzt von Anwohner mit gepflegt werden. 
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Die Lärmbelästigung für die Anwohner ist ebenfalls durch einen großen Spielplatz größer als 
bei verteilten kleinen Spielplätzen. Bei den kleinen nah liegenden Spielplätzen kann auf kur-
zem Weg im Dialog mit den Kindern für mehr Ruhe gesorgt werden. Auch wenn Kinderlärm 
auf Kinderspielplätzen mittlerweile durch ein Gesetz „gesichert“ ist, ist es doch fragwürdig 
wie weit dies auch auf altersübergreifende Spielplätze angewendet werden kann. Dies wird 
noch dadurch verstärkt, dass die direkte Lage an der Wegeverbindung des Grünen C viele 
Fremde auf den Spielplatz lockt und den Spielplatz bekannter macht. Des Weiteren wird in 
Folge der Größe und Ausstattung des neu geplanten Spielplatzes, noch verstärkt durch die 
Lage am Grünen C, mit einer Art „Spielplatztourismus“ gerechnet, wie er z.B. auch an dem 
neu geplanten Spielplatz an der Mondorfer Fähre zu beobachten ist. Die negativen Auswir-
kungen wie z.B. Parkprobleme und höheres Verkehrsaufkommen führen zu Einschränkun-
gen für die Anwohner und zu einem höheren Pflegeaufwand für die Stadt. 

Es besteht die Gefahr, dass ein altersübergreifender Spielplatz nicht nur mehr Lärm verursa-
chen würde, sondern, auf Grund der Angst und dem Respekt der Kleinkinder vor Jugendli-
chen, der Spielplatz von Kleinkindern nicht mehr gerne genutzt wird und auch die Eltern grö-
ßere Bedenken haben ihre Kinder auf den Spielplatz zu lassen. Im Rahmen einer Recherche 
wurde herausgefunden, dass altersdifferenzierte Spielplätze besser sind. Die Konflikte zwi-
schen den Altersgruppen werden reduziert und es besteht nicht die Gefahr, dass die kleine-
ren Kinder von den älteren Kindern mit Drogen in Kontakt gebracht werden. 

Insbesondere die kleinen, schnell erreichbaren Kinderspielplätze ziehen die Mittel-/ und O-
berschicht mit Kindern nach Hersel, was wiederum gut für die Infrastruktur und somit für die 
Stadt ist. 

Insgesamt wird die aktuelle Spielplatzsituation in Hersel als vollkommen in Ordnung angese-
hen und absolut kein Bedürfnis und auch kein Sinn in der Planung der Stadt gesehen. Insbe-
sondere da sich die Planung auf eine Spielflächenbedarfsprognose bezieht, welche von ih-
rem Datenbestand längst überholt ist und nicht dem aktuellen Zustand entspricht. Es wird 
somit eine Bürgerbefragung der betroffenen Anlieger gefordert. Dabei sollte Wert darauf ge-
legt werden, dass die Befragung sich nur auf die direkt Betroffenen bezieht, da eine Aufwei-
tung zu Verzerrungen führen würde. 
 

1.2   Stellungnahme der Stadt Bornheim 
 
Für die Planung und Gestaltung von Spielflächen gibt es viele Gesetze, Verordnungen, DIN-
Vorschriften und Regeln. Neben diversen pädagogischen und entwicklungspsychologischen 
Kenntnissen soll hier in erster Linie der Fachbericht zur Planung, Ausführung und Instandhal-
tung von Spielplätzen und Freiräumen zum Spielen (Ausgabe 2000) der Forschungsgesell-
schaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL) als Quelle herangezogen werden. 
In diesem Bericht sind die geltenden rechtlichen Grundlagen mit den technischen und päda-
gogischen Argumenten sinnvoll verbunden. Dieser Bericht  ist richtungweisend für alle 
Kommunen und hat in der einschlägigen aktuellen Rechtssprechung häufig verbindlichen 
Charakter.  

Die Forschungsgesellschaft  empfiehlt, dass Spielflächen möglichst groß und vielfältig ges-
taltet sein sollen und auch verschiedene Altersgruppen (möglichst alle) ansprechen sollen. 
Raum für Begegnung und Raum für Rückzug sollen neben dem Platz für Toben, Verstecken 
und das aktive kreative Spiel stehen. Aus diesem Grund stellt ein, in eine Grünanlage einge-
betteter, Spielplatz mit der dazugehörigen Gestaltung und Ausstattung den bestmöglichen 
Spielplatz nach den Empfehlungen des FLL–Berichts dar. Dazu bietet er die größte Möglich-
keit, auf andere zu treffen und in Kommunikation zu treten. Eine sinnvolle gut geplante Ges-
taltung nach diesen Empfehlungen ermöglicht auch den Hauptnutzergruppen Trennung und 
Begegnung - ermöglicht Rückzug und Kommunikation, getrenntes und gemeinsames Spiel. 
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Die Empfehlung von FLL und dem Deutschen Kinderhilfswerk (Positionspapier Spielraum-
qualitäten) raten zu einer altersübergreifenden – sogar generationenübergreifenden Gestal-
tung der Spielplätze. „Spielorte sollen für alle Altersgruppen der Gesellschaft nutzbar sein. 
Kinder und Jugendliche sollen den Freiraum nicht isoliert von den Erwachsenen/Älteren, 
sondern gemeinsam mit ihnen nutzen können.“ Der Jugendhilfeausschuss der Stadt Born-
heim hat am 26.01.2010 beschlossen neue Geräte möglichst unter dem Aspekt der Bespiel-
barkeit von allen Generationen auszuwählen (Vorlage JHA 01/2010-4). Hiermit will die Stadt 
Bornheim den einladenden Charakter von Spielplatzgestaltung ausdrücklich auf alle Genera-
tionen ausdehnen. 

Der geplante große Spielplatz, eingebettet in einer ansprechend gestalteten Grünanlage, 
bietet eine deutlich umfassendere Möglichkeit als Treff- und Erholungspunkt für alle Men-
schen als der bisherige kleine Spielplatz. Insbesondere die Gestaltung des Baumtores wird 
auch für ältere Menschen geeignete Plätze vorsehen. Es ist durchaus eine Bereicherung 
beim Besuch der Anlage auf Menschen zu treffen, die nicht in direkter Nachbarschaft woh-
nen und neue Kontakte knüpfen zu können.  

Es ist nicht nachvollziehbar, dass eine Verlagerung bzw. Zusammenlegung der Spielplätze 
Ruhr- und Oderstraße zu einer großen weitläufigen Anlage zu einer Beschränkung der kind-
lichen Entwicklung führen würde. Im Gegenteil  -   allein durch die Größe der Anlage hätten 
die Kinder viel mehr Möglichkeiten, die Welt und sich selbst zu entdecken.  

Die bereits in der ersten Planung vollzogene Trennung der Spielbereiche nach Alters-
schwerpunkten wird durch den Kompromiss so erweitert, dass zwischen den Spielbereichen 
mit den beiden Alterschwerpunkten noch ein Grünbereich liegt. Die geplanten Gerä-
te/Angebote sind für die Jugendlichen so attraktiv, dass nicht zu erwarten ist, dass sie die 
Geräte der Kinder ‚besetzen’. 

Es ist nicht davon auszugehen, dass jüngere Kinder von älteren Kindern den Umgang mit 
Drogen auf dem Spielplatz erlernen. Die sozialpädagogische Erfahrung zeigt, dass der Erst-
kontakt mit Drogen in der Regel über Schule und/oder Peer group (Gruppe von Gleichge-
stellten/ Gleichaltrigen) erfolgt. Dabei sind es die fast Gleichaltrigen, die sich über Erfahrun-
gen mit Drogen austauschen und sich evtl. gegenseitig animieren zu konsumieren.  

Im Rahmen der Gestaltung einer Spielanlage sind die Hinweise auf naturnahe Gestaltung 
der FLL - also auch Bepflanzung und ausreichende Rückzugs- und Ruhebereiche - zu be-
rücksichtigen. Ein Raum der Kindern und Jugendlichen Möglichkeit zur Entwicklung nach 
ihren Bedürfnissen gibt, bietet idealerweise auch einen nicht direkt einsehbaren Rückzugs-
bereich. Es sollte aus pädagogischen Gründen für die BesucherInnen möglich sein, sich hin 
und wieder mal der elterlichen Kontrolle und/oder den  Blicken der Nachbarschaft  zu entzie-
hen. 

Grundsätzlich dürfen Kinder unter drei Jahren einen Spielplatz nicht ohne Aufsicht besuchen. 
Aufgrund der derzeitigen Einsehbarkeit für einige wenige direkte Anwohner der Ruhrstraße 
kann die Argumentation der direkten sozialen Kontrolle im Einzelfall nachvollzogen werden. 
Aus diesem Grund haben sich die beteiligten Fachbereiche hier für die unter „Punkt 9. Be-
schlussentwurf“ erläuterte Kompromisslösung mit der Beibehaltung des Spielplatzes in der 
Ruhrstraße entschieden.  

Die allgemeine Erfahrung zeigt, dass sexuelle Übergriffe und Misshandlungen von Kindern 
häufig in Nachbarschaft, Freundeskreis und Familie stattfinden. Pädophile Täter sind in der 
Regel keine Spontantäter. Sie beobachten ihre Opfer über einen längeren Zeitraum und 
wählen diese sorgsam und bewusst aus. Für eine solche Beobachtung ist grundsätzlich je-
der Schulhof und jedes Kita-Außengelände ebenso geeignet wie ein Spielplatz. Die Möglich-
keit Kinder vom Radweg des Grünen C aus zu beobachten ist durch die in Punkt 9 beschrie-
bene Kompromisslösung gering geworden. 
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Die Kinder von heute sind die Jugendlichen von morgen - potentielle Eltern und mögliche 
Nachbarn von übermorgen. Es gibt Hinweise, die besagen dass junge Eltern dann in ihre 
Heimat zurückkehren, wenn sie Ihre eigene Kindheit in guter Erinnerung haben und am 
Wohnort wertschätzende Bedingungen vorgefunden haben. Die Zusammenlegung der klei-
nen Spielflächen würde eine adressatengerechte Gestaltung einer großen Freizeitfläche für 
alle ermöglichen. Für Hersel würde dies eine erhebliche und langfristige Verbesserung des 
Wohnwertes bedeuten.  

Die Kinder im Alter von 10-13 Jahren bilden mit 212 Personen derzeit die größte Gruppe an 
Adressaten im Herseler Süden. In wenigen Jahren werden einige davon Jugendliche von 
ca.16 Jahren sein. Zurzeit finden diese Adressaten im Herseler Süden kein ansprechendes 
Angebot. Bei Umgestaltungen und Investitionen auf diesen Plätzen ist der Vorrang dieser 10 
bis 16jährigen aus jugendhilfeplanerischer Sicht unumgänglich (Teilüberprüfung der Spielflä-
chenbedarfsplanung / Spielleitplanung für Hersel im Hinblick auf die 2.Änderung und 
1.Erweiterung des Bebauungsplans 220 C)  

UN-Kinderkonvention Artikel 31,  SGB VIII § 1 und § 80 sind die Belange von allen Adressa-
ten zu berücksichtigen. Das Fehlverhalten von einigen wenigen Einzel-Jugendlichen darf 
nicht zu grundsätzlich ablehnendem Verhalten voller Vorurteile gegenüber allen Jugendli-
chen des Ortes führen. Sie haben die gleichen Rechte auf geeignete Spielräume und öffent-
liche Räume wie Kinder und andere Personengruppen.  

Die Erfahrungen der Jugendarbeit zeigen, dass Jugendliche sich gerne beteiligen und auch 
Verantwortung für ‚Ihre Sachen’ übernehmen wollen. Nach sozialpädagogischen Studien 
entsteht zerstörerisches Verhalten bei Einzelnen insbesondere dann, wenn sie eine massive 
Ablehnung und Vertreibung erfahren.  

Grundsätzlich besteht bei vielen Familien ein großes Interesse an allen neu gestalteten 
Spielplätzen. Die Erfahrung zeigt, dass in den ersten drei Monaten viele - auch im weiteren 
Umfeld wohnende - Familien die neuen Plätze erforschen und bespielen. Spätestens in der 
folgenden Spielsaison kristallisiert sich in der Regel die Hauptnutzergruppe heraus, die im 
Wesentlichen aus den Kindern der jeweiligen Siedlung besteht. Spielplätze, die so einen 
guten Ruf haben, dass man für sie häufiger einen weiten Weg – möglicherweise über Stadt-
grenzen hinaus – in Kauf nimmt, fördern auch den Ruf des Ortes in dem sie sich befinden. 
Bestenfalls belebt das neue Publikum sogar den Herseler Einzelhandel. Die Ausgestaltung 
und Herstellung eines Baumtores XL im Rahmen des Projektes Grünes C bedeutet eine 
deutliche Aufwertung der Lebens- und Wohnwelt für alle Herseler und steigert das Renom-
mee des kleinen Rheinortes.  

Es ist nicht davon auszugehen, dass alle ortsfremden Besucher, die in geringer Zahl auftre-
ten werden, mit einem Auto die Anlage besuchen würden. Aufgrund der Lage (mit dem neu-
en Radweg) ist eher zu erwarten, dass der Familienfahrradausflug dann mal Hersel zum Ziel 
hat. Es besteht eine ausreichende Anzahl an Parkplätzen innerhalb der Wohngebiete (weite-
re Ausführung hierzu unter Punkt 5.2). 

Obwohl es den Begriff ‚Kinderlärm’ nach aktueller Rechtsprechung nicht mehr gibt, sind die 
MitarbeiterInnen vom Fachbereich Kinder, Jugend und Schule immer bemüht zwischen An-
wohnern, Kindern und Jugendlichen zu vermitteln. In der Vergangenheit waren diese Ge-
spräche oft erfolgreich. Hier sollte abgewartet werden, wie sich der konkrete Sachverhalt 
zeigt, wenn die Flächen fertig gestellt sind und regelmäßig genutzt werden. Mit dem Kom-
promiss bleibt der Kleinkinderbereich innerhalb der ‚direkten Kontrolle’ und der Platz für die 
Älteren ist ganz bewusst an den äußeren Rand der Fläche geplant, damit sich dort Treffende 
nicht die Anwohner stören. 

Es ist nicht nachvollziehbar, inwieweit kleine Spielplätze bestimmte Bevölkerungsgruppen 
anziehen sollen. Das ist nicht im Sinne der kommunalen Daseinsvorsorge. Definitiv ist der 
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öffentliche Jugendhilfeträger (hier also die Stadt Bornheim) nach UN Kinderkonvention, SGB 
VIII  verpflichtet sich für die Belange ALLER einzusetzen. Sollte eine Gruppe besonders her-
vorgehoben werden, so ist es die, deren Chancengleichheit nicht ausreichend sichergestellt 
ist (SGBVIII § 1 Absatz 3  Satz 1).  

Im Hinblick auf das Angebot an Spielflächen kann also angeführt werden, dass Kinder, die 
aus finanziellem Mangel in beengten Wohnverhältnissen leben müssen, einen besonderen 
Anspruch auf eine Förderung ihrer Entwicklung durch zur Verfügungsstellung von ausrei-
chend großen Spielflächen haben. 

Die Ergebnisse der Spielflächenbedarfsplanung auf Basis der Kinderzahlen von 2007 haben 
sich bei der Aktualisierung/Gegenüberstellung bestätigt bzw. zeigen den Bedarf der Älteren 
noch verschärfter (bei rückläufigen Zahlen der jüngeren Kinder). Die Spielflächenbedarfspla-
nung/Spielleitplanung wird grundsätzlich für das gesamte Stadtgebiet unter dem Aspekt der 
gleichmäßig, quantitativ und qualitativ gut verteilten, sinnvollen Versorgung und pädagogi-
schen Attraktivität der Spielflächen in Bezug auf die Adressaten im Einzugsgebiet durchge-
führt. Aufgrund der im Herseler Süden bestehenden deutliche Überversorgung, insbesonde-
re im Vergleich zur Gesamtstadt, wurde die Situation und Entwicklung der bestehenden Flä-
chen bereits unter Beteiligung (vor allem der Spielplatzpaten) bewertet und dem Jugendhil-
feausschuss in einer öffentlichen Vorlage 2009 vorgestellt. Unter den monetären Aspekten 
des Haushaltes ist die Überversorgung des Herseler Südens auch im Hinblick auf die Situa-
tion in anderen Orten des gesamten Stadtgebietes grundsätzlich nicht zu vertreten. 

Die direkt anwohnen Bürger haben sich im Rahmen dieses Beteiligungsverfahren bereits 
ausreichend geäußert. Bei der vorliegenden Planung geht es nicht nur um die Anwohner von 
Ruhrstraße und Oderstraße sondern um eine zukunftsträchtige Entwicklung für den Ort Her-
sel - vielleicht sogar die ganze Bornheimer Rheinschiene. Weitere Beteiligungen der betrof-
fenen Anlieger werden über die ausreichenden Möglichkeiten im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens hinaus nicht durchgeführt. 

Alle Spielplätze der Stadt Bornheim werden mindestens einmal wöchentlich vom Bornheimer 
Stadtbetrieb (SBB) kontrolliert und gereinigt. Im Fall der Meldung von Verunreinigung und 
oder technischen Problemen kommt es zu weiteren Kontrollgängen. Sollte es darüber hinaus 
Spielplatzpaten geben, die sich verantwortlich fühlen möchten, ist dies ein schönes bürger-
schaftliches Engagement, was die Verpflichtung der Stadt unterstützt – allerdings nicht die 
Aufgaben des SBB ersetzt. Durch die Zusammenfassung einzelner Plätze zu einer großen 
Fläche ändert sich die grundlegende Aufgabe der regelmäßigen Pflege, Reinigung und Kon-
trolle nicht. 
 
 
2.1 Zusammenfassung der eingegangenen Stellungnahmen der Bevölkerung zur 

Umwandlung von Grünflächen in Bauland 
 
Die vorhandenen Grün-/ Spielflächen an der Oder-/ Ruhrstraße haben mehrere wichtige 
Funktionen in Hersel und eine Bebauung wird deshalb nicht akzeptiert. In der Begründung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes 220 C, 1.Änderung in Hersel wird eben diesen Flä-
chen eine besondere städtebauliche Bedeutung zugesprochen. Noch Anfang diesen Jahres 
wurde eine Kaufanfrage bezüglich der Grünfläche an der Ruhrstraße mit der hohen städte-
baulichen Bedeutung, mit Bezug auf den rechtskräftigen Bebauungsplan, abgelehnt. Die 
geplante Planänderung würde nur aus finanziellen Interessen diese städtebauliche Qualität 
deutlich reduzieren und somit durch die zusätzliche Verdichtung den Wohnwert der Siedlung 
deutlich verschlechtern. Die deutliche Urbanisierung durch die starke Bautätigkeit der letzten 
Jahre würde durch die geplante zusätzliche Verdichtung auf den letzten verbleibenden Grün-
/ Freiflächen verstärkt und so zu einem Verlust der dörflichen Strukturen führen. Die Grün-/ 
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und Spielflächen waren im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ein wichtiger Bestandteil 
und wurden bewusst in die Planung integriert und können somit nicht als Baulücken be-
zeichnet und auch behandelt werden.  

Neben den bedeutenden städtebaulichen Funktionen der überplanten Flächen hätte eine 
Bebauung auch deutlichen Einfluss auf das Kleinklima in der Siedlung. Die unbebauten 
Grundstücke dienen als Frischluftschneisen, welche insbesondere in den Sommermonaten 
eine Belüftung des Wohngebietes gewährleisten. Sie wurden bewusst städtebaulich so ge-
legt, dass sie in der Verlängerung der Erschließungsanlagen angelegt wurden und somit 
auch weiter ins Baugebiet vordringen und eine Frischluftzufuhr gewährleistet wird. Bei weite-
rer Bebauung sollte auf jeden Fall auf weitere Reihenhäuser verzichtet werden und durch 
Festsetzungen von Flachdächern und Festsetzungen zur Gartengestaltung, dabei insbeson-
dere zu Vorgärten die Verschlechterung des Mikroklimas reduziert werden. Insbesondere in 
Bezug auf die Auswirkungen der Planung auf das Mikroklima ist die Wahl des Verfahrens 
nach §13a BauGB ohne Umweltbericht nicht gerechtfertigt und wird gefordert. 

Neben der wichtigen Funktion als Frischluftschneise, dienen die freien Flächen als wichtige 
Sichtbeziehung in die freie Landschaft, teilweise bis zum Rhein, was zu einer deutlichen Auf-
lockerung in der mittlerweile teils dichten Bebauung führt. Auch hier würde, wenn eine Be-
bauung nicht abzuwenden ist, die Festsetzung von Flachdächern die negativen Auswirkun-
gen auf die Sichtbeziehungen reduzieren. 
 

2.2 Stellungnahme der Stadt Bornheim 
 
Die Planänderung für einen Teilbereich des Bebauungsplanes 220 C, 1. Änderung in der 
Ortschaft Hersel begründet sich einerseits in der großen Baulandnachfrage in Hersel und 
andererseits aus der Spielplatzsituation und dem Spielplatzbedarf, insbesondere im Ver-
gleich zu anderen Ortschaften in Bornheim.  

Nach der möglichen Aufgabe der Nutzung als Spielplatz würde eine Freifläche entstehen, die 
keiner neuen Nutzung zugeordnet wäre. Hier stellt sich die grundsätzliche Frage, wie mit 
einer solchen Fläche ungegangen wird. Die überplanten Flächen im Gestaltungsplanentwurf 
können in diesem Fall als Baulücken bezeichnet werden, da sie von Ihrem Zuschnitt, Ihrer 
Lage und der Größe her gut für eine Bebauung geeignet wären. 

Die im rechtskräftigen Bebauungsplan vor über 20 Jahren formulierten Ziele werden im 
Rahmen der Änderung an die heutigen Bedürfnisse entsprechend § 1 Abs.3 BauGB unter 
Einbeziehung der aktuellen Rechtssprechung angepasst. Nach § 1a Abs . 2 BauGB soll da-
bei mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden und eine Nachverdichtung mit dem 
Grundsatz der Innenentwicklung vor Außenentwicklung gefördert werden. Dies ist auch fes-
ter Bestandteil der beschlossenen Grundlagen des neuen Flächennutzungsplans der Stadt 
Bornheim. Insofern stehen die aktuellen Ziele der Baugesetzgebung sowie die der Stadt 
Bornheim im Gegensatz zu den ursprünglich formulierten Zielen des Bebauungsplans 220 C. 
Hier ist eine Abwägung der vorliegenden Belange erforderlich. 

Eine zusätzliche Bebauung führt im Vergleich zu der gesamten Entwicklung in Hersel nur zu 
einer sehr geringen Veränderung und so zu keiner erheblichen Verdichtung des vorhande-
nen Bestandes. Die im Gestaltungsplan vorgeschlagene Planung entspricht dem vorhande-
nen Bestand und stellt daher eine mögliche Fortentwicklung im Rahmen einer Nachverdich-
tung dar. 
 
Klimatische Aussagen aus dem Umweltbericht des Flächennutzungsplans 

Die aktuellsten Erkenntnisse über die klimatischen Randbedingungen in Bornheim lassen 
sich dem Umweltbericht zum Flächennutzungsplan entnehmen. Hier werden für die Rheinor-
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te einige klimatische Besonderheiten und großräumigen Rahmenbedingungen aufgeführt. So 
wirkt sich z. B. das kühlere Klima der Villehochfläche mit durchschnittlich um etwa 0,5 bis 
1°C niedrigeren Temperaturen im Sommer, durch selteneres Auftreten bioklimatisch belas-
tender Wetterlagen günstig aus.  

Entlang des Rheins wirkt in bestimmten Zeiten und unter bestimmten Rahmenbedingungen 
der sog. „Rheintalwind“. Hier kann es in nordwestlicher Richtung zu Kaltluftströmungen 
kommen. Der Rheintalwind bestimmt dadurch das Windfeld in der Rheinebene. Der Rhein-
talwind übernimmt im Bornheimer Stadtgebiet während austauscharmer Strahlungswetterla-
gen eine Funktion zur nächtlichen Belüftung der Rheinorte Hersel, Uedorf und Widdig. Diese 
Aussagen beziehen sich allerdings auf eine allgemeine Auswirkung in den Ortslagen der 
Rheinorte. Eine Aussage über kleinräumige Auswirkungen kann daraus nicht abgeleitet wer-
den. Ein besonderer Kaltluftabfluss wird im Umweltbericht allenfalls für die Hangflächen er-
wartet.  

Stadtklimatische Effekte sind in Bornheim aufgrund der vorherrschenden, meist lockeren gut 
durchgrünten Siedlungsstrukturen und der vergleichsweise geringen räumlichen Ausdeh-
nung der Siedlungsbereiche wenig ausgeprägt. Im Umweltbericht zum FNP wurden bei fast 
alle untersuchten Flächen lediglich bedingt erhebliche bis nicht relevante Auswirkungen auf 
Klima und Luft festgestellt. Die neue Wohnbaufläche in Hersel nördlich der Roisdorfer Straße 
/ Sebastianstraße wurde im Umweltbericht in Bezug auf den Belang Klima/ Luft als „nicht 
relevant bis geringfügig“ eingestuft. Auf der Grundlage des Umweltberichts zum Flächennut-
zungsplan sind daher keine relevanten klimatischen Auswirkungen auf Baulücken zu erwar-
ten. 
 
Klimatische Auswirkungen im Plangebiet des Bebauungsplanes 220 C, 2. Änderung und 1. 
Erweiterung 

Das Plangebiet des Bebauungsplans 220 C unterliegt in Bezug auf die Belüftung keinen be-
sonderen Bedingungen. Das Plangebiet ist praktisch völlig eben und ein Kaltluftabfluss daher 
nicht möglich. Der Rheintalabwind sorgt für zusätzliche Luftbewegungen, die aber allenfalls 
großräumige Wirkung entfalten. Eine besondere Auswirkung auf Baulücken ist nicht zu er-
warten. 

Die Bebauung am Ortsrand von Hersel ist von den Bauweise her gesehen eher begünstigt. 
Es handelt sich hier um die geringstmögliche Bauweise überhaupt. Eine eingeschossige Be-
bauung in offener Bauweise stellt bereits die Baumöglichkeit mit den geringsten Auswirkun-
gen dar, die bei einer Festsetzung getroffen werden können.  

Darüber hinaus liegt die Bebauung im unmittelbarer Nachbarschaft zu einem mehreren Hek-
tar großen Freiraum, der geprägt ist durch Ackerflächen bzw. geplante Grünflächen. Auch 
hier befindet sich die gesamte Bebauung des Herseler Südens in einer klimatisch begünstig-
ten Lage. Durch die Bebauung einer Baulücke wird an dieser Stelle keine Kaltluftproduktion 
mehr entstehen. Dabei wird das unmittelbare Umfeld minimal stärker erwärmt. Eine weiter-
gehende Auswirkung als über die unmittelbare Nachbarschaft hinaus ist ausgeschlossen. 

Hierbei handelt es sich um eine ortsübliche Nachverdichtung einer Baulücke, die nur eine 
sehr lokal begrenzte und extrem geringe Auswirkung hat. Es ist ausgeschlossen, dass es 
durch die Schließung dieser Baulücke zu besonderen oder gar unzumutbaren klimatischen 
Veränderungen kommt. Eine solche Hochstufung eines einzelnen Abwägungsbelanges wür-
de zu einer völlig verzerrten Abwägung führen. 

Eine mögliche Bebauung von Baulücken im Bereich der Oderstraße und der Ruhrstraße 
stellt insofern weder eine städtebauliche, noch eine klimatische Besonderheit dar. Die mögli-
che Schließung von drei Baulücken führt dagegen zu keinen darüber hinausreichenden we-
sentlichen Veränderungen. 
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Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass keine nachweislichen Abwägungsbelange vorliegen, 
die aus klimatischen Gründen eine weitere Bebauung von Baulücken im Bereich Oderstraße 
und Ruhrstraße verhindern.  

Der ungeschmälerte Fortbestand einer freien Aussicht auf Grund eines Bebauungsplanes 
stellt grundsätzlich nur eine Chance dar, es besteht jedoch kein Recht darauf. Die Bebauung 
eines Grundstückes welches Sichteinschränkungen für Anlieger zur Folge hat, bedeutet zwar 
nachvollziehbar den Verlust dieser Annehmlichkeit, jedoch stellt dies regelmäßig keinen 
rechtlich geschützten und damit abwägungserheblichen Belang dar, er unterliegt nicht dem 
Schutz durch das Gebot der Rücksichtnahme. Die Grundstücke der Einwender sind insbe-
sondere nicht etwa durch einen außergewöhnlichen Fernblick, in einer eine Ausnahmesitua-
tion begründenden Weise geprägt, dass sie hierdurch als situationsberechtigt anzusehen 
wären, es wären sogar lediglich Sichteinschränkungen in die freie Landschaft für Grundstü-
cke in der zweiten Reihe. Für die Grundstücke direkt am Ortsrand entstehen keine Sichtein-
schränkungen durch die Bebauung der Grün-/ Spielplätze.  

Im übrigen sieht auch der bestehende Bebauungsplan 220 C eine Grünfestsetzung im An-
schluss an die vorhandene Bebauung vor. Die Begründung zum Bebauungsplan betont aus-
drücklich den besonderen Gestaltungsbedarf des Ortsrandes. 
 
 
3.1 Zusammenfassung der eingegangenen Stellungnahmen der Bevölkerung zur 

Spielplatzplanung/ - gestaltung 
 
Der neu geplante Spielplatz verfehlt die Wünsche und Ansprüche der Kinder, insbesondere 
der Jugendlichen. Die Jugendlichen benötigen asphaltierte Flächen zum Inlinern oder um 
ihre ferngesteuerten Autos zu steuern. Ein Jugendtreff in Form einer Hütte führt zu Vanda-
lismus und Verschmutzungen. Die geplanten Trampoline sollen gestrichen werden, da diese, 
auch durch Studien belegt, ein zu hohes Verletzungsrisiko bergen. Allgemein stellt sich die 
Frage wie auf einem altersübergreifenden Spielplatz sichergestellt werden kann, dass die 
Spielgerät für die älteren Kinder nicht von kleineren Kinder benutzt werden.  

Ein neuer Spielplatz wird nicht benötigt, eher sollte die Stadt die vorhandenen Kinderspiel-
plätze und auch die Treffpunkte der Jugendlichen mit geeigneten Spielgeräten ergänzen. 

Die Durchquerung des Spielplatzes und direkte Lage an der Fuß-/ Radwegeverbindung des 
Grünen C  führt zu einem hohen Sicherheitsrisiko für die Kinder. Die Abgrenzung mit Hecken 
führt zu geringerer Übersichtlichkeit und erhöht somit das Sicherheitsrisiko nochmals. Eben-
falls bieten Hecken Schutz für mögliche Phädophile. 

 

3.2  Stellungnahme der Stadt Bornheim 
 
Der bereits unter 1.2 zitierte Bericht der FLL weist darauf hin, dass für Jugendliche auf Spiel-
flächen ein Treffpunkt mit Aktionsspielgeräten vorzusehen ist. Ein Trampolin ist ein solches 
Gerät, dass nicht nur ausdrücklich alle Generationen sondern auch Mädchen anspricht – 
ebenso die angedachte Tischtennisplatte. Für das Lenken von ferngesteuerten Autos gibt es 
in Hersel ausreichend Wohngebiet-Straßen, einen Schulhof, Tennenflächen auf Fußball- und 
Bolzplatz und Fußwege am Rhein. Ein Teil dieser Bereiche ist auch für  Inliner geeignet. Ei-
ne Skateranlage befindet sich in zentraler Lage von Bornheim. Weitere Anlagen sind derzeit 
nicht geplant. Die Asphaltierung einer großen Fläche zum Skaten würde sich nicht mit dem 
Landschaftsschutz- und Erholungsgedanken des Projektes Grünes C vereinbaren. 

Die eingeplanten Geräte sind bisher nicht auf städtischen Spielflächen in Hersel vorhanden 
und stellen auf Basis des Grundgedanken Projekt Grünes C, dem Bedarf der älteren Kinder 

 817/218



und Jugendlichen unter besonderer Berücksichtigung des Genderaspektes, der Leitlinie der 
Stadt Bornheim nach Begegnung und Bewegung von allen Generationen und der besonde-
ren Lage vor Ort  (Nachbarschaft) eine gute Basis dar. 

Grundsätzlich unterliegen alle Spielgeräte den strengen Auflagen nach der DIN 1176. Damit 
ist sichergestellt, dass von den Spielgeräten an sich nicht bereits eine Gefahr für die Kinder 
ausgeht. Fast alle Spielgeräte sind so konstruiert, dass sie für alle Kinder ab 3 Jahren ge-
fahrlos zu nutzen sind (bei Klettergeräten kann es Ausnahmen durch höhere Zugänge ge-
ben). Von Trampolin und Tischtennisplatte geht für ein jüngeres Kind keine Gefahr aus. 
Trampoline stellen auch für Jüngere interessante, entwicklungsfördernde Spielgeräte dar. 

Das Positionspapier des Deutschen Kinderhilfwerks beschreibt: „Spielorte sollen Chancen 
bieten, spielerisch Risiken einzugehen, z.B. beim Balancieren, Springen, Hürden       über-
winden. ...“ Heute ist entwicklungspsychologisch bekannt, welche Bedeutung die körperliche 
Entwicklung auch auf die kindliche Psyche haben kann. Motorische  Entwicklungsverzöge-
rungen gehen häufig mit mangelndem persönlichen Zutrauen der Betroffenen einher. Das 
Sicherungs- und Sicherheitsbedürfnis von Eltern sollte Kindern nicht die Möglichkeiten neh-
men, die Einschätzung von Risiken und den Umgang mit diesen selbst  zu erlernen. 

Die Gestaltung, Geländemodulation und Bepflanzung einer Spielfläche stellt immer einen 
Kompromiss zwischen den Vorschriften der Verkehrssicherung und dem pädagogisch wert-
vollen völlig freien ungeregelten Spiel dar. Die Sicherheit der Kinder hat in Bezug auf Gefah-
ren, die von angrenzenden Verkehrsflächen ausgehen einen sehr hohen Stellenwert. Es ist 
sicher gestellt dass jeder neue Spielplatz nach den aktuell geltenden Vorschriften und Richt-
linien der Verkehrssicherung hergestellt, abgenommen und regelmäßig auf den Fortbestand 
dieser Sicherheit geprüft wird. Insofern wird für die Kinder durch einen neuen Spielplatz kein 
Sicherheitsrisiko bestehen – auch nicht entlang des Radweges. 

Wie bereits unter Punkt 1.2 angeführt soll die neue Anlage eine Begegnung von Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen ermöglichen. Erfahrungsgemäß sind die Geräte und das 
Umfeld für die jeweils andere Gruppe weniger interessant – so dass sich Aufenthaltsschwer-
punkte bilden. Eine grundsätzliche Begegnungsmöglichkeit der verschiedenen Altersgruppen 
ist erwünscht. 

Der Umgang mit den Bedarfen der Jugendlichen wurde umfangreich unter Punkt 1.2 erläu-
tert. Ebenso finden sich dort die Aussagen zur befürchteten Pädophilie. 
 
 
 
4.1 Zusammenfassung der eingegangenen Stellungnahmen der Bevölkerung zum 

Projekt Grünes C 
 
Umwandlung der verbleibenden Grünflächen in Bauland widerspricht dem im Projektdossier 
verfassten Ziel, die Landschaft mit der Ortschaft zu verzahnen und dass „Durchblicke von 
Straßenräumen oder Wohnsiedlungen in das ‚Grüne C’ ... nicht nur erwünscht sind, „sondern 
können bei entsprechender Inszenierung sogar für eine deutliche Bereicherung sorgen“. E-
benfalls soll sich laut Projektdossier der „link“ vornehmlich vorhandener Wege bedienen.  

Die geplante Wegeführung widerspricht auch dem Bundesnaturschutzgesetz, nach welchem 
vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen sind, wenn zu-
mutbare Alternativen gegeben sind, von denen geringere Beeinträchtigungen ausgehen (§ 
15). Alternativen bietet hier eine Wegeführung entlang des Engländerweges, oder eine We-
geführung entlang der Verlängerung der Rheindorfer Straße, von wo dann der Link, auf der 
Oder-, Ruhr- und Rheinstraße Richtung L300 geführt werden kann. Als weitere Alternative 
wird eine Wegeführung entlang der Obstbaumplantage mit möglicher Kreuzung des Versor-
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gungsweges der Kläranlage angesehen. Eine Wegeumplanung auf größtenteils bestehen-
den Wegen würde ebenfalls Kosten minimieren. 

Durch die Bebauung der Grünfläche Grüner Weg wird die Funktion des Baumtores als wich-
tige Zugangsmarkierung nicht mehr wahrnehmbar, da es nicht mehr sichtbar sein wird. 

Eine notwendige Bebauungsplanänderung für den geplanten Rad-/Fußweg wurde in einem 
früheren Schriftverkehr verneint und nun soll dies doch im Rahmen der Bebauungsplanände-
rung abgehandelt werden. 

Die Planung eines Rad-/Fußweges entlang der rückwärtigen Bebauung verursacht einen 
Sicherheitsverlust für die Anlieger. 

Die im Rahmen der Umsetzung des Grünen C geplanten Baumpflanzungen behindern die 
Sicht auf den Rhein. 

Forderung nach Abklärung mit der Bezirksregierung und allen externen Entscheidungsträ-
gern über die Planung und deren Auswirkungen auf die Fördermittel im Rahmen Grünes C, 
da die Planung den Zielen des Grünen C widerspricht. 
 

4.2 Stellungnahme der Stadt Bornheim 
 
Eine Verzahnung der Landschaft mit dem Ortsteil und Durchblicke vom Grünen C in die Ort-
schaft und umgekehrt sind durch die offene Bauweise am Ortsrand gegeben.  

Der „link“ auf Bornheimer Stadtgebiet bedient sich vornehmlich vorhandener Wege, um über 
den Rhein hinweg eine Freiraumverbindung zwischen Kottenforst, Waldville, Rheinaue, 
Siegmündung, Siebengebirge und Pleiser Hügelland zu schaffen. Allerdings gibt es in eini-
gen Kommunen Verbindungslücken, welche zur Realisierung des Grünen C geschlossen 
werden müssen. In Bornheim ist dies hauptsächlich der Teilbereich entlang der rückwärtigen 
Bebauung in Hersel, da dort keine dem Ziel des Grünen C entsprechende Wegeverbindung 
vorhanden ist. Dabei ist ein wesentliches Ziel des Grünen C die Stärkung der stillen Naher-
holung und das Erleben der Natur. Aus diesem Grund wird das Anlegen der neuen Wege-
verbindung am Herseler Südrand von Seiten der Stadt Bornheim als zwingend angesehen.  

Die von den Anwohnern auf der vorhandenen Leitungstrasse vorgeschlagene Wegealterna-
tive würde die landwirtschaftlich genutzte und im Landschaftsschutzgebiet liegende Fläche 
stärker zerschneiden und somit nicht vereinbar mit den Zielen des Landschaftsschutzes sein. 
Für die von den Anliegern kritisierte Planung wurde durch die Untere Landschaftsbehörde 
des Rhein-Sieg-Kreises bereits eine Befreiung von den Belangen des Landschaftsschutzes 
erteilt. Für die von den Anliegern vorgeschlagene Wegeführung kann dagegen nicht mit einer 
Befreiung gerechnet werden. Auch der hier betroffene Landwirt hat betont, dass nur die vor-
geschlagenen Lösung mit dem am Grünstreifen liegenden Fuß- und Radweg für ihn in Frage 
kommt. Eine regelrechte Zerschneidung seiner Ackerflächen wurde eindeutig abgelehnt. 

Die andere vorgeschlagene, im Westen an die Obstplantagen angrenzende, Wegeführung 
wird ebenfalls nicht als zielführend angesehen, da dadurch ebenfalls eine unnötige Zer-
schneidung der freien Landschaft stattfinden würde. Die Wegeführung geht mitten durch das 
Landschaftsschutzgebiet und würde, unabhängig von den zwei unterschiedlichen angren-
zenden Nutzungen, einen größeren Eingriff in die Tierwelt und deren Nutzbarkeit der Fläche 
mit sich führen als die vom Rat beschlossene Planung entlang der Bebauung. Hier wären 
erhebliche Probleme mit den Belangen des Artenschutzes zu erwarten. 

Es bleibt festzustellen, dass in den Rheinorten zwischen der Ortslage Bonn und Wesseling 
derzeit kein baulich angelegter und sicherer Radweg zwischen der L 300 (ehem. B 9) und 
dem Rheinuferweg besteht. Auch der Engländerweg ist lediglich ein abmarkierter Radfahr-
streifen an einer befahrenen Straße. Da aber das Naturerleben im Rahmen des Grünen C im 
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Vordergrund steht, kann auch mit der vorgeschlagenen Einbeziehung des Engländerwegs 
die Umsetzung dieses Ziels nicht erreicht werden.  

Des Weiteren verfolgt die Wegeführung entlang der rückwärtigen Bebauung das Ziel, den 
Ortsrand zu sichern und die Raumkante durch eine hochwertige Gestaltung auch optisch 
abzugrenzen. Dies ist ein wesentliches städtebauliches Ziel der Stadt Bornheim, welches 
durch den Festsetzungen im neu aufgestellten Flächennutzungsplan nochmals betont wurde. 
Darüber hinaus stellt die Sicherung des Ortsrandes durch gestalterische Maßnahmen des 
Grünen C ein wichtiges Anliegen im Rahmen des EU- Förderprogramms dar, in welches das 
Grüne C integriert wurde. Auch aus diesem Grund wurde die Wegeführung entlang des Orts-
randes ausgewählt. 

Weiterhin bleibt festzuhalten, dass die geplante Wegeführung fester Bestandteil des bereits 
bewilligten Förderantrags der Stadt Bornheim ist.  

Die geplante Wegeführung widerspricht nicht dem Bundesnaturschutzgesetz, da eben durch 
das Grüne C die weitere Inanspruchnahme der Landschaft durch die Schaffung eines defini-
tiven Ortsrand gesichert ist. Ebenso sagt das BNatschG in § 1 Abs.4 Nr. 2 ebenso aus, dass 
„zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage ge-
eignete Flächen vor allem im besiedelten und siedlungsnahen Bereich zu schützen und zu-
gänglich zu machen“ sind. Diese Absicht des Grünen C in Bornheim wurde dem Land-
schaftsbeirat auch bereits in seiner Sitzung am 10.09.2009 vorgestellt, worauf hin dieser die 
Planung von den Verboten des Landschaftsplans befreit hat. 

Um den Eingriff und die Kosten jedoch zu minimieren wurde die asphaltierte Wegebreite auf 
2,50 Meter verschmälert. 

Eine Bebauung des Eckgrundstückes Grüner Weg würde lediglich von wenigen bestimmten 
Standorten aus die Sichtbeziehung zum Baumtor einschränken. Diese Einschränkungen sind 
des Weiteren auf Grund der Festsetzung einer eingeschossigen Bauweise nicht bedeutsam 
und widersprechen nicht den Zielen des Grünen C, da das Baumtor weiterhin als bedeuten-
de Markierung den Übergang von der Landschaft in die Siedlung darstellt.  

Der Sachverhalt stellt sich weiterhin so dar, dass für die Herstellung eines Fuß-/ Radweges 
keine Bebauungsplanung notwendig ist. Da aber für die übrigen Festsetzungen eine Planän-
derung durchzuführen ist, wurde die Fuß- und Radwegplanung als Ergänzung und Klarstel-
lung im Rahmen der Änderung mit aufgenommen. 

Der angesprochene Sicherheitsaspekt hinsichtlich einer rückwärtigen Erschließung der 
Grundstücke kann nachvollzogen, aber nicht bestätigt werden. Durch den 10 Meter breiten 
Grünstreifen ist keine direkte Anbindung der Grundstücke an den Weg vorhanden und eine 
Benutzung des  Weges durch Autos wird durch das Anbringen von „Pollern“ ausgeschlos-
sen. Durch den Weg wird gerade in den Dämmerungsstunden durch Spaziergänger eine 
Sozialkontrolle entstehen, welche Einbrechern eine Tat erschwert oder diese sogar davon 
abhält. Durch gezielt angebrachte Beleuchtung und andere Sicherheitsvorkehrungen können 
die Bewohner ebenfalls das Risiko eines Einbruchs weiter minimieren. Es wird daher keine 
wesentliche Veränderung der Situation erwartet. 

Grundsätzlich soll die Bepflanzung als offene Wiesenlandschaft mit ausgewählten Standor-
ten für Baum- und Strauchpflanzungen erfolgen. Die eher lichte Gesamtgestaltung lässt ge-
nügend Raum für eine freie Durchsicht. Dies wird im Rahmen der Ausführungsplanung eben-
falls berücksichtigt.  

Im übrigen sieht auch der bestehende Bebauungsplan 220 C eine Grünfestsetzung im An-
schluss an die vorhandene Bebauung vor. Die Begründung zum Bebauungsplan betont aus-
drücklich den besonderen Gestaltungsbedarf des Ortsrandes, welcher eventuell ebenfalls zu 
möglichen Einschränkungen der Sichtbeziehungen in die freie Landschaft geführt hätte. 
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Die Schaffung von Baumtoren zur Kennzeichnung des Übergangs von Siedlungsräumen in 
den Freiraum wurde von Anfang des Projektes Grünes C an von dem Planungsbüro 3+ Frei-
raumplaner ein besonderer Schwerpunkt gelegt. Um den örtlichen Gegebenheiten gerecht 
zu werden wurde die Wahl eine Baumtores aus 4 Kategorien (von den Größen S – XL) zur 
Verfügung gestellt. Die Größen unterscheiden sich hauptsächlich durch die Anzahl der zu 
pflanzenden Bäume. Das Baumtor XL hingegen soll noch Flächen für Sondernutzungen wie 
z.B. Spielflächen zur Verfügung stellen.  

Von Seiten der Stadt Bornheim wird daher mit der Umwandlung des geplanten Baumtores L 
in ein Baumtor XL mit Spielfläche dem Charakter des Grünen C Rechnung getragen welche 
zwingender Fördermitteltatbestand sind, sichergestellt. 

Die Stadt Bornheim nimmt an regelmäßigen Arbeitskreissitzungen mit allen beteiligten 
Kommunen des Grünen C und in der Regel auch mit Vertretern der Bezirksregierung teil. 
Dort werden die aktuellen Planungen besprochen und die Anwesenden können dazu Stel-
lung beziehen. In einer der letzten Sitzungen wurde auch die geplante Bebauungsplanände-
rung mit dem Spielplatz im Rahmen der Umsetzung des Baumtores vorgestellt und von Sei-
ten der Bezirksregierung keine Bedenken geäußert. 

 
5.1 Zusammenfassung der eingegangenen Stellungnahmen der Bevölkerung zum 

Thema Verkehr: 
 
Die Zusammenlegung und Bebauung der vorhandenen Spielflächen zu einem großen Spiel-
platz führt zu einer Art „Spielplatztourismus“ was die ohnehin schon angespannte Parksitua-
tion in dem Wohngebiet weiter verschlechtern würde. Verstärkt werden könnte dies noch 
durch zukünftige Nutzer des Grünen C. Des weiteren würden durch die Ausweisung der Bau-
felder Parkplätze wegfallen und ebenfalls noch weitere benötigt werden. Die Besucher des 
Spielplatzes würden weiterhin für eine höhere Verkehrsbelastung des Wohngebietes sorgen.  

Die vorhandenen Freiflächen vereinfachen insbesondere für Kinder den Überblick über die 
Verkehrssituation.  

Die Lage und Anordnung des neu geplanten Spielplatzes führt eine Gefährdung durch die 
mit landwirtschaftlichen Verkehr befahrenen Wege mit sich. Der Spielplatz wird von einem 
befahrbaren Weg durchschnitten, so dass das Überqueren für kleine Kinder, welche zur ge-
planten Wellenrutsche wollen, gefährlich ist. Auch auf den anderen Wege muss mit Gefähr-
dungen durch Radfahrer gerechnet werden. 
 

5.2 Stellungnahme der Stadt Bornheim 
 

Unter Punkt 1.2 sind die Möglichkeiten, die eine neue Spielfläche innerhalb einer Grünanlage 
für alle Generationen bietet ausführlich befürwortet. Die Stadt Bornheim sieht in der Be-
kanntheit einer Spielfläche/Grünanlage über die Ortsgrenzen hinaus einen Gewinn für den 
Ort. 

Laut Festsetzungen im Bebauungsplan müssen die benötigten Stellplätze für neu zu bebau-
ende Wohnbauflächen auf den Grundstücken nachgewiesen werden. Die Ruhrstraße und 
Oderstraße sind baulich hergestellt und verfügen über eine mehr als ausreichende Zahl von 
öffentlichen Stellplätzen innerhalb des Verkehrsraums.  

Im Stadtgebiet von Bornheim bestehen mehrere Spielplätze auch für größere Kinder und 
Jugendliche. Es ist nicht bekannt, dass es hier in der Vergangenheit zu einem auffälligen 
Spielplatztourismus gekommen wäre. Es ist daher davon auszugehen, dass zwar die Besu-
cher des Grünen C, die als Radfahrer oder Wanderer entlangkommen die Spielmöglichkeiten 

 1221/218



mitnutzen werden, dies führt aber nicht zu einem erhöhten Stellplatzbedarf oder zu einem 
prägnant steigenden Verkehrsaufkommen (siehe auch unter Punkt 1.2).  

Der benachbart geplante Rad- und Fußweg wird durch geeignete Abschirmung/Begrenzung 
nicht zu einer unmittelbaren Gefährdung führen. Hier wird die Ausführungsplanung entspre-
chende Vorschläge nach der geltenden DIN 18034 ausarbeiten, um die Sicherheit aller Be-
sucherInnen – insbesondere der Kinder zu gewährleisten. Der angrenzende Wirtschaftsweg 
ist bereits heute abgesperrt. Die vorhandene Schranke soll zwar versetzt werden, eine Be-
fahrung ist aber nur für den Pächter sowie gelegentliche Wartungsfahrzeuge möglich. Eine 
besondere Gefährdungslage ist hier nicht gegeben, da es sich bei dem Wirtschaftweg nicht 
um eine öffentliche Verkehrsfläche handelt. Die abschließende  Gestaltung des Geländes 
vor Ort wird die Tatsache, dass es ich um eine im Einzelfall befahrene Straße handelt trotz-
dem soweit wie baufachlich möglich berücksichtigen. Zum Thema Gefährdung wurde unter 
Punkt 3.2 bereits die rechtliche Grundlage der Verkehrssicherungsplicht der Stadt Bornheim 
erläutert 

Ein Wegerecht für Fußgänger bis zur neuen Schranke wird durch den privaten Eigentümer 
gestattet. 

Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb der Überblick über die Verkehrssituation mit den vor-
handenen Freiflächen der Spielplätze Ruhrstraße und Oderstraße besser möglich sein soll. 
 
 
6.1 Zusammenfassung der eingegangenen Stellungnahmen der Bevölkerung zur 

möglichen Doppelhausbebauung Oderstraße 
 
Die Änderung der möglichen Doppelhausbebauung am Eingang der Oderstraße widerspricht 
der ursprünglichen Planung des rechtskräftigen Bebauungsplanes, in der besonderer Wert 
auf die abklingende freistehende Bebauung zum Ortsrand hin Wert gelegt wird. Die Doppel-
häuser mit angrenzenden Garagen würden dem Ziel der aufgelockerten Bebauung am Orts-
rand widersprechen und die Sichtbeziehungen von der Straße in die freie Landschaft verhin-
dern, da zwischen den Grundstücken kein Freiraum erhalten bleibt.  

Insbesondere der Eingansbereich der Siedlung sollte als städtebauliches markantes Entree 
gestaltet werden, z.B. durch architektonisch wertvolle Appartementhäuser (zweigeschossig 
mit Sockelgeschoss) mit Wohnungen für Ältere. 

Insgesamt wird die Planung am Eingangsbereich der Oderstraße dem gestalterischen An-
spruch des Wohngebiets nicht gerecht und von Seiten der Verwaltung ist kein planerisches 
Ermessen oder Gestaltungsalternativen erkennbar. 
 

6.2 Stellungnahme der Stadt Bornheim 
 
Auf Grund der großen Baulandnachfrage im Ortsteil Hersel und im Sinne des sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden soll die Zulässigkeit von Doppel- und Einzelhäusern in ein-
geschossiger Bauweise festgesetzt werden. So wurden im Bereich der Oderstraße und 
Ruhrstraße alleine in diesem Jahr bereits acht Baugenehmigungen erteilt. Dies belegt, dass 
die Nachfrage nach Bauland, insbesondere im Raum Hersel weiterhin sehr hoch bleibt. Vor 
allem der Herseler Süden stellt einen Schwerpunkt der Baulandnachfrage dar. 

Durch eine Verringerung der Bautiefe von 17 Meter auf 14 Meter und eine Reduzierung der 
GRZ von 0,4 auf 0,3 wird die zusätzlichen Bebauung auf ein Mindestmaß reduziert. Eine 
aufgelockerte, offene Bauweise ist weiterhin gegeben. Eine zusätzliche Verdichtung durch 
eine zweigeschossige Bauweise ist nicht beabsichtigt. 
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Durch die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans 220 C, 1. Änderung ist den 
Grundstückseigentümern bereits heute die Möglichkeit gegeben zwei Garagen/ Stellplätze 
auf Ihrem Grundstück zu realisieren. Wie man in der Örtlichkeit erkennt, haben eine Reihe 
von Eigentümern bereits in dem rechtskräftigen Bebauungsplan auf der gesamten Grund-
stücksbreite Baukörper ohne Durchlässe in die freie Landschaft errichtet.  

Die geplante Änderung mit der Festsetzung als Einzel- oder Doppelhaus dient daher eine 
nachhaltigen Nachverdichtung, welche zu keiner Beeinträchtigung führt. 

 
 
7.1 Zusammenfassung der eingegangenen Stellungnahmen der Bevölkerung zu den 

Themen Vertrauensschutz/ Wertminderung der Grundstücke/ Mitfinanzierung der 
Spielplätze 

 
Die Anwohner haben ihre Grundstücke bewusst auf Grundlage des rechtskräftigen Bebau-
ungsplanes und auch auf Grund überzeugender Aussagen der Stadt, dass die Grünflächen 
städtebaulich notwendig sind, gekauft. Die Gestaltung des Baukörpers und auch die Raum-
aufteilung in den Gebäuden wurde daraufhin entschieden. Eine Bebauung der Freiflächen 
würde einen entscheidenden Kaufgrund zunichte machen und die Grundstückswerte und 
somit den Eigentumswert mindern. Dies macht schon der Vergleich der Marktwerte der 
Grundstücke in der zweite Reihe in Hersel deutlich. Des Weiteren würde sie dem Vertrau-
ensschutz der Käufer und dem Vertrauenstatbestand städtischer Aussagen widersprechen.  

Die Erschließungsanlagen einschließlich der Grünanlagen und Spielplätze wurden im Rah-
men eines Erschließungsvertrages vom Investor hergestellt und später kosten-, lasten- und 
gebührenfrei der Stadt übergeben. Die Kosten für die Herstellung der Erschließungsanlagen 
hat der Investor auf die Grundstückspreise umgelegt. Ebenfalls wurde der Bebauungsplan 
220 C, 1. Änderung zum wesentlichen Bestandteil des Erschließungsvertrages, wodurch sich 
die Stadt an die Festsetzungen vertraglich gebunden hat. Mit dieser vertraglichen Gebun-
denheit und dem erworbenen Recht auf Bestandschutz, was eine wesentliche Vorausset-
zung für den Kauf war, hat der Investor die Grundstücke verkauft.  

Eine Planänderung nur aus fiskalischen Interesse seitens der Verwaltung ist rechtwidrig. 
 

7.2 Stellungnahme der Stadt Bornheim 
 
Der ungeschmälerte Fortbestand einer freien Aussicht auf Grund eines Bebauungsplanes 
stellt grundsätzlich nur eine Chance dar, es besteht jedoch kein Recht darauf. 

Für den Verkehrswert ist in der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts anerkannt, 
dass er keinen eigenständigen Abwägungsposten darstellt (BVerwG, Beschluss vom 9. Feb-
ruar 1995 BVerG 4 NB 17.94 - Buchholz 310 § 47 VwGO Nr. 102). Der Unterschied des Ver-
kehrswertes zwischen erster und zweiter Reihe ergibt sich aus der besonderen Lagegunst 
zum Freiraum hin. Die ist allerdings kein Abwägungsbelang für die aktuelle Planung. 

Die Planung orientiert sich an der vorhandenen Bebauung und stellt eine ortsübliche Bau-
weise dar. Insofern ist nicht mit besonderen Auswirkungen auf die Grundstückspreise zu 
rechnen. Auf Grund der hohen Nachfrage nach Bauland im Raum Hersel können diese Be-
fürchtungen nicht nachvollzogen werden. Alleine in 2011 wurden bereits acht Baugenehmi-
gungen im Bereich Oderstraße/ Ruhrstraße erteilt, was die hohe Nachfrage ausdrücklich 
belegt. 

Es ist richtig, dass der Investor die Erschließungsanlagen und die Grün-/ Spielflächen herge-
stellt und der Stadt überlassen hat. Die bezahlten Grundstückspreise an den Investor bein-
halteten viele Umlagen welche an die Grundstückseigentümer weitergeben wurden, so z.B. 
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auch anfallende Kosten für die Herstellung der Erschließung. Die Preise waren Verhand-
lungsgrundlage zwischen dem Investor und den jetzigen Eigentümern. In wie fern der Grund-
stückspreis die Herstellung der Spielflächen beinhaltet hat, kann nicht nachvollzogen wer-
den. Demnach kann es keine zweckgebundenen Anwohnergelder geben.  

Die Spielplätze werden zur Verfügung stehen bis ein Ersatz auf städtischen Flächen ge-
schaffen wird. Durch die Planung einer neuen Spielfläche auch für ältere Kinder sollen die 
Flächen zwar nicht gleichartig aber mehr als gleichwertig ersetzt werden. Damit bleibt die 
Qualität des Wohnumfeldes in jedem Falle erhalten. 

Die Stadt beruft sich bei der Planänderung auf § 1 Abs.3 BauGB und passt die vorhandene 
städtebauliche Situation an bestehende Bedürfnisse an. Selbst wenn auch fiskalische Inte-
ressen der Stadt mit der Planänderung verfolgt werden, stellt dies kein Verstoß gegen das 
Erforderlichkeitsprinzip dar. Es bleibt der Entscheidung des Rates vorbehalten, Grundstücke 
die nicht mehr genutzt werden ggf. auch als Bauland zu veräußern. 
 
 
8.1 Zusammenfassung der weiteren eingegangenen Stellungnahmen der Bevölke-

rung: 
 
Die aktuelle Planänderung bezieht sich im Augenblick zwar lediglich auf das Bebauungs-
plangebiet 220 C, jedoch wird befürchtet, dass auch in dem Nachbarbebauungsplan 220 A in 
kurzer Zeit ein Änderungsverfahren mit dem Ziel die Spiel-/ Freiflächen in Bauland umzu-
wandeln geplant ist. Die Aufgabe des Spielplatzes an der Rheindorfer Straße wurde bereits 
angedeutet. Der neu geplante Spielplatz kann aber nicht die Fläche der dann drei aufgege-
ben Spielplätze ersetzen.  

Der Spielplatz an der Wöhlerstraße, welcher laut Verwaltung ebenfalls gut zu erreichen ist, 
ist für Kleinkinder kaum nutzbar, da dieser ungepflegt ist. 
 
 
8.2 Stellungnahme der Stadt Bornheim: 

 
Die Aufgabe des Spielplatzes in der Rheindorfer Straße ist im Rahmen der Haushaltsbera-
tungen als Konsolidierungsvorschlag in 2010 beschlossen worden und steht in keiner Weise 
in Zusammenhang mit dem Änderungsverfahren des Bebauungsplan 220 C und somit auch 
nicht in Zusammenhang mit der Planung des neuen Spielplatzes.  

Die Entscheidung auf diesen Platz zu verzichten hat die Stadt Bornheim getroffen, weil der 
kleine Spielplatz (kaum 300m²) in ungünstiger Lage, schlecht ausgestattet, von der AG Teil-
konzeption Hersel in 2009 als gering genutzt und eher unattraktiv bewertet wurde. Er spielt 
für die Versorgung der Kinder keine maßgebliche Rolle, da sich sein Einzugsgebiet zu 2/3 
mit dem von Donaustraße und Ruhrstraße überlappt (siehe Teilüberprüfung der Spielflä-
chenbedarfsplanung / Spielleitplanung für Hersel….) Eine große neue Spielfläche/Grünfläche 
im Rahmen des Projektes Grünes C würde die älteren Kinder dieses Einzugsgebietes auf 
einem deutlich höheren Spielwertniveau gut mit versorgen.  

Der Spielplatz an der Wöhlerstraße wird genauso wie alle anderen Spielplätze auf Bornhei-
mer Stadtgebiet mindestens einmal pro Woche vom Bornheimer Stadtbetrieb gereinigt und 
auf Sicherheitsmängel begutachtet. Der Spielplatz wird möglicherweise von den NutzerInnen 
nicht immer (also täglich) in sauberem Zustand hinterlassen – deshalb ist der Platz nicht 
grundsätzlich als ungepflegt zu bezeichnen. 
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Noch in diesem Jahr soll auf dem Spielplatz eine Nestschaukel aufgestellt werden. Im kom-
menden Jahr ist ein neuer Sandkasten und folgend eine schrittweise Aufwertung des Klein-
kinderbereiches geplant. 
 

 
9. Beschlussentwurf des Rates 
 
Im Rahmen der Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen und in Abstimmung mit 
den beteiligten Fachbereichen wurde eine Kompromisslösung erstellt, welche sowohl die 
Wünsche der Bewohner als auch die wichtigen städtischen Belange berücksichtigt. So ist 
geplant den Spielplatz an der Ruhrstraße in seinem jetzigen Zustand zu erhalten, es soll 
lediglich eine Durchgängigkeit in die hinten angrenzende Grünfläche z.B. durch die Einrich-
tung eines Tores geschaffen werden. Des Weiteren wird der Spielplatz an der Oderstraße 
wegen der Überversorgung mit Spielflächen im Süden von Hersel und auf Grund der haus-
haltskonsolidierenden Einsparungsmöglichkeiten von Unterhaltskosten aufgegeben. Die Flä-
che Oderstraße soll dementsprechend veräußert werden. Um jedoch auf Wunsch der An-
wohner die aufgelockerte Bebauung und die Sichtbeziehungen in die Landschaft zu erhalten, 
wird die Fläche als allgemeines Wohngebiet jedoch ohne Baufeld mit einer Wegeverbindung 
von der Oderstraße zu dem Rad-/ Fußweg des Grünen C festgesetzt. Dies ermöglicht den 
Ankauf der Fläche z.B. als Privatgarten. Sollte sich jedoch kein Käufer für das Grundstück 
mit dieser Festsetzung finden, behält sich die Stadt vor, im Rahmen einer erneuten Offenla-
ge ein Baufeld mit einer eingeschossigen Bauweise festzusetzen.  

Die Ausweisung der Grünfläche Ecke Grüner Weg als Wohnbauflächen bleibt aber im Sinne 
der nachhaltigen Entwicklung und dem Grundsatz Innentwicklung vor Außenentwicklung 
bestehen.  

 

 1625/218



Bebauungsplan 220 C (Ortschaft Hersel), 
 2. Änderung und 1. Erweiterung 

 
 

Ergebnis der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange im Rahmen der Unterrich-
tung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung gemäß § 

13a (3) BauGB 
 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am 26.05.2011 gemäß § 13 a BauGB die 
Einleitung des Verfahrens zur 2. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes Born-
heim Nr. 220 C (Ortsteil Hersel) beschlossen. In gleicher Sitzung hat der Rat den Verzicht 
auf die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und stattdessen die Un-
terrichtung der Öffentlichkeit nach § 13 a Abs. 3 BauGB beschlossen. 

Die Unterrichtung der Öffentlichkeit erfolgte in der Zeit vom 16.06. bis 13.07.2011. 

Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden ebenfalls die Träger öffentlicher Belange beteiligt und 
aufgefordert Ihre Stellungnahme bis zum 26.08.2011 abzugeben. Bis zu diesem Zeitpunkt 
wurden beigefügte Stellungnahmen abgeben: 
 
 
1. NABU Kreisgruppe Bonn und BUND, 
 Schreiben vom 11.07.2011 + 13.07.2011 
 
Stellungnahme der Stadt: 

Die im rechtskräftigen Bebauungsplan vor über 20 Jahren formulierten Ziele werden im 
Rahmen der Änderung an die heutigen Bedürfnisse entsprechend § 1 Abs.3 BauGB unter 
Einbeziehung der aktuellen Rechtssprechung angepasst. Nach § 1a Abs. 2 BauGB soll da-
bei mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden und eine Nachverdichtung mit dem 
Grundsatz der Innenentwicklung vor Außenentwicklung gefördert werden. Dies ist auch fes-
ter Bestandteil der beschlossenen Grundlagen des neuen Flächennutzungsplans der Stadt 
Bornheim. Insofern stehen die aktuellen Ziele der Baugesetzgebung sowie die der Stadt 
Bornheim im Gegensatz zu den ursprünglich formulierten Zielen des Bebauungsplans 220 C. 
Hier ist eine Abwägung der vorliegenden Belange erforderlich. 

Der ungeschmälerte Fortbestand einer freien Aussicht auf Grund eines Bebauungsplanes 
stellt grundsätzlich nur eine Chance dar, es besteht jedoch kein Recht darauf. Die Bebauung 
eines Grundstückes welches Sichteinschränkungen für Anlieger zur Folge hat, bedeutet zwar 
nachvollziehbar den Verlust dieser Annehmlichkeit, jedoch stellt dies regelmäßig keinen 
rechtlich geschützten und damit abwägungserheblichen Belang dar, er unterliegt nicht dem 
Schutz durch das Gebot der Rücksichtnahme. Die Grundstücke der Einwender sind insbe-
sondere nicht etwa durch einen außergewöhnlichen Fernblick, in einer eine Ausnahmesitua-
tion begründenden Weise geprägt, dass sie hierdurch als situationsberechtigt anzusehen 
wären, es wären sogar lediglich Sichteinschränkungen in die freie Landschaft für Grundstü-
cke in der zweiten Reihe. Für die Grundstücke direkt am Ortsrand entstehen keine Sichtein-
schränkungen durch die Bebauung der Grün-/ Spielplätze.  

Der „link“ auf Bornheimer Stadtgebiet bedient sich vornehmlich vorhandener Wege, um über 
den Rhein hinweg eine Freiraumverbindung zwischen Kottenforst, Waldville, Rheinaue, 
Siegmündung, Siebengebirge und Pleiser Hügelland zu schaffen. Allerdings gibt es in eini-
gen Kommunen Verbindungslücken, welche zur Realisierung des Grünen C geschlossen 
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werden müssen. In Bornheim ist dies hauptsächlich der Teilbereich entlang der rückwärtigen 
Bebauung in Hersel, da dort keine dem Ziel des Grünen C entsprechende Wegeverbindung 
vorhanden ist. Dabei ist ein wesentliches Ziel des Grünen C die Stärkung der stillen Naher-
holung und das Erleben der Natur. Aus diesem Grund wird das Anlegen der neuen Wege-
verbindung am Herseler Südrand von Seiten der Stadt Bornheim als zwingend angesehen.  

Insgesamt befinden sich im Bereich der Stadt Bornheim mehr als 90% der Wege des so ge-
nannten link auf bereits vorhandenen Wegeflächen. Die Neuplanung betrifft lediglich ca. 8-9 
% der Wegelänge. 

Die vorgeschlagenen Wegealternativen auf der vorhandenen Leitungstrasse oder im Westen 
angrenzend an die Obstplantagen würde die landwirtschaftlich genutzte und im Landschafts-
schutzgebiet liegende Fläche stärker zerschneiden und somit nicht vereinbar mit den Zielen 
des Landschaftsschutzes und auch mit den Belangen des Artenschutzes sein. Für die von 
den Anliegern kritisierte Planung wurde durch die Untere Landschaftsbehörde des Rhein-
Sieg-Kreises bereits eine Befreiung von den Belangen des Landschaftsschutzes erteilt. Für 
die von den Anliegern vorgeschlagene Wegeführung kann dagegen nicht mit einer Befreiung 
gerechnet werden.  

Des Weiteren führt die Inanspruchnahme für einen 10 m breiten Grünsteifen und einen 2,5 m 
breiten Radweg, bei einem Abstand der vorhandenen Wohnbebauung zum Rheinufer bzw. 
zum Engländerweg von ca. 400 m sowie zur vorhandenen Kläranlage von ca. 250 m, nicht 
zu einer „Rest-Pufferfläche“ für die vorhandenen Tierarten. Eine wesentliche Beeinträchti-
gung ist durch die geringe Flächeninanspruchnahme nicht zu erwarten. Auch durchziehende 
Einzelarten wie die Wechselkröte werden hierdurch nicht gestört. 

Ebenfalls hat der von den Planungen betroffene Landwirt betont, dass nur die vorgeschlage-
nen Lösung mit dem am Grünstreifen liegenden Fuß- und Radweg für ihn in Frage kommt. 
Eine regelrechte Zerschneidung seiner Ackerflächen wurde eindeutig abgelehnt. 

Es bleibt festzustellen, dass in den Rheinorten zwischen der Ortslage Bonn und Wesseling 
derzeit kein baulich angelegter und sicherer Radweg zwischen der L 300 (ehem. B 9) und 
dem Rheinuferweg besteht. Die vorgeschlagene Nullvariante ohne neue Versiegelung ent-
lang des Engländerweges ist lediglich ein abmarkierter Radfahrstreifen an einer befahrenen 
Straße. Da aber das Naturerleben im Rahmen des Grünen C im Vordergrund steht, kann 
auch mit der vorgeschlagenen Einbeziehung des Engländerwegs die Umsetzung dieses 
Ziels nicht erreicht werden.  

Des Weiteren verfolgt die Wegeführung entlang der rückwärtigen Bebauung das Ziel, den 
Ortsrand zu sichern und die Raumkante durch eine hochwertige Gestaltung auch optisch 
abzugrenzen. Dies ist ein wesentliches städtebauliches Ziel der Stadt Bornheim, welches 
durch den Festsetzungen im neu aufgestellten Flächennutzungsplan nochmals betont wurde. 
Darüber hinaus stellt die Sicherung des Ortsrandes durch gestalterische Maßnahmen des 
Grünen C ein wichtiges Anliegen im Rahmen des EU- Förderprogramms dar, in welches das 
Grüne C integriert wurde. Auch aus diesem Grund wurde die Wegeführung entlang des Orts-
randes ausgewählt. 

Diese Absicht des Grünen C in Bornheim wurde dem Landschaftsbeirat auch bereits in sei-
ner Sitzung am 10.09.2009 vorgestellt, worauf hin dieser die Planung von den Verboten des 
Landschaftsplans befreit hat. 

Eine geforderte Ausgleichsflächenberechnung ist in einem Verfahren nach §13a BauGB 
nicht notwendig. Von Seiten der Verwaltung wurde jedoch auf Grund einer Sachverhaltsklar-
stellung eine Eingriffsbilanzierung gemäß dem ‚Vereinfachtem Verfahren‘ (Arbeitshilfe für die 
Bauleitplanung) durchgeführt.  
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Aus dem Vergleichergebnis zwischen Eingriff und Ausgleich ist dabei erkennbar, dass das 
Änderungsverfahren mit einem positiven Bilanzwert von über 18.000 Punkten und somit ei-
nem Plus über 90% der Wertpunkte abschließt. Die detaillierte Eingriffsbilanzierung ist der 
Begründung des Bebauungsplan beigefügt. 

Des Weiteren wurde im Rahmen der Planung des Grünen C eine „Gutachterliche Stellung-
nahme zur Planung des „Grünen C“ der Stadt Bornheim im Freiraum zwischen der Stadt 
Bornheim, der Gemeinde Alfter, der Stadt Bonn, und dem Rhein aus der Sicht des Arten-
schutzes“ erstellt. Diese sieht sowohl positive als auch mögliche negative Auswirkungen 
durch die Umsetzung des Grünen C. Das Gutachten zeigt dabei jedoch auf, dass das Grüne 
C voraussichtlich im Betrachtungsraum keinen Einfluss auf planungsrelevante Arten mit ei-
nem schlechten Erhaltungszustand in NRW hat. Des Weiteren zeigt das Gutachten Möglich-
keiten auf, die die negativen Auswirkungen bei der Umsetzung des Projektes Grünes C re-
duzieren. Diese werden in die Planung und Umsetzung, insbesondere bei der Art der Be-
pflanzung, miteinbezogen.  

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass die geplante Wegeführung fester Bestandteil des bereits 
bewilligten Förderantrags der Stadt Bornheim ist. Ein Ausscheren aus dem seit vielen Jahren 
bereits laufenden Projekt Grünes C könnte die Zuwendungen für alle Kommunen verhindern 
und somit der Region und besonders den beteiligten Kommunen erhebliche Mittelzuflüsse 
vorenthalten. Neben Vorenthaltung von Mitteleinflüssen wären den Kommunen und ebenfalls 
der Stadt Bornheim wirtschaftliche Nachteile durch bereits getätigte Ausgaben entstanden. 
Auch Regressansprüche gegenüber der Stadt Bornheim von Seiten der übrigen 5 Kommu-
nen, welche teilweise bereits erhebliche Mittel verausgabt haben, wären eine mögliche Fol-
ge. 
 
Beschluss: 
Kenntnisnahme 
 
 
 
2. Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst, 
 Schreiben vom 09.08.2011 
 
Stellungnahme der Stadt: 

Über Aufschüttungen im Plangebiet ist derzeit nichts bekannt. Ein Hinweis was bei Kampf-
mittelfunden zu tun ist wird in den textlichen Festsetzungen aufgenommen. 
 
Beschluss: 

Der Stellungnahme wird teilweise stattgegeben und ein Hinweis bezüglich Kampfmittelfun-
den in den textlichen Festsetzungen aufgenommen. 
 
 
 
3. Rhein-Sieg-Kreis, Amt 61, Planung Abt. 61.2  Regional-/Bauleitplanung,  

 Schreiben vom 22.08.2011 
 
Stellungnahme der Stadt Bornheim: 

zu Abwasserbeseitigung (Entwässerung): 

Die Größe und Zuschnitt der Grundstücke lässt hinsichtlich der Abwasserbeseitigung ausrei-
chend Spielraum, abschließend wird dies jedoch im Baugenehmigungsverfahren geregelt. 
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zu Immissionsschutz: 

Bei der Planung und Lage der Spielgeräte werden die Anregungen berücksichtigt. 
 
Zu Natur- und Landschaftsschutz: 

Der Hinweis zur Beseitigung von Gehölzen wird beachtet. 

 
Beschluss: 

Kenntnisnahme 
 
 
4. Polizeipräsidium Bonn, Direktion Verkehr - Verkehrsinspektion 1/VK 11- 

 Schreiben vom 26.08.2011 
 
 
Beschluss: 

Kenntnisnahme 
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Stadt Bornheim 
 

Bebauungsplan Bornheim 220 C (Ortschaft Hersel) 
 

2. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes 
 
 

Textliche Festsetzungen 
 
 
 
1. Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO 

Gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO wird festgesetzt, dass die gemäß § 4 (3) BauNVO aus-
nahmsweise zulässigen Nutzungen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes sind. 

 
2. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen gemäß § 9 

(1) Nr. 2 BauGB sowie zulässige Zahl der Wohnungen gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB 

2.1  Überbaubare Grundstücksfläche  

Die überbaubare Grundstücksfläche wird im Bebauungsplan durch Baugrenzen festge-
setzt. 

 - eine Überschreitung der Baugrenzen bis 1 m durch untergeordnete Bauteile wie 
Balkone, Erker, Treppenhäuser und Vordächer ist ausnahmsweise zulässig, sofern 
öffentliche Flächen wie Verkehrsflächen oder Grünflächen nicht in Anspruch ge-
nommen werden. 

 - Eine Überschreitung rückwärtiger Baugrenzen durch Überdachungen ist bis zu ei-
ner Tiefe von 1 m ausnahmsweise zulässig. 

 
2.2 Höhe baulicher Anlagen 

Für das gesamte Plangebiet gilt, dass die Höhe des Erdgeschossfußbodens (Sockel) 
maximal 0,5 m bezogen auf die mittlere Höhe der vorgelagerten Straßenfläche im End-
ausbau betragen darf. 

Für die Bebauung mit freistehenden Einfamilienhäusern wird eine maximale Firsthöhe 
von 7 Meter festgesetzt. 

 
2.3 Zahl der Wohnungen 

Gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB wird festgesetzt, dass im Allgemeinen Wohngebiet (WA)  
je Gebäude höchstens zwei Wohneinheiten (WE) zulässig sind.  

 

3. Nebenanlagen, Garagen, offene und überdachte Stellplätze gem. § 9 (1) Nr. 4 
BauGB 

3.1 Nebenanlagen 

Die Errichtung untergeordneter Nebenanlagen und Einrichtungen gem. § 14 Abs. 1 
BauNVO ist grundsätzlich zulässig. Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
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darf jedoch je Baugrundstück nur eine Nebenanlage bis max. 30 cbm Brutto-
Rauminhalt errichtet werden. 

 
3.2 Stellplätze, Garagen, Carports und ihre Zufahrten 

Im allgemeinen Wohngebiet sind Stellplätze und Garagen / Carports nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen, in den seitlichen Abstandsflächen der Gebäude 
sowie innerhalb der festgesetzten Flächen für Stellplätze und ihrer Zufahrten zulässig. 
 

4. Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung gemäß 
§9 (1) Nr.11 

 Angrenzend an die neu ausgewiesene Wohnbaufläche Ecke Oderstraße/Ruhrstraße 
wird ein Fuß-/ Radweg in einer Breite von 2,50 Meter festgesetzt. 

 
5. Öffentliche und private Grünflächen, wie Parkanlagen, Dauerkleingärten, Sport-, 

Spiel-, Zelt- und Badeplätze, Friedhöfe gemäß § 9 (1) Nr. 15 

 Entlang der rückwärtigen Bebauung im Osten wird in einer Breite von 13,50 Meter eine 
öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage festgesetzt. Im Nordosten 
weitet sich diese Grünfläche auf und wird neben der Zweckbestimmung „Parkanlage“ 
auch mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ festgesetzt. Auf den Grünflächen der 
Zweckbestimmung „Parkanlage“ ist eine Bepflanzung entsprechend den Grundsätzen 
des Regionale 2010 Projektes „Grünes C“ zu pflanzen. Dabei handelt es sich um einen 
Wiesenstreifen mit Gehölz- und Baumbändern. Als Baumband dient hier eine Bepflan-
zung mit der Säulenzitterpappel (populus tremula erecta) und dem Wildapfel (malus 
evereste) in einem Abstand von je ca. 15 Meter. Geringfügige Abweichungen sind zu-
lässig.  

 Die Fuß-/ Radwege innerhalb der Grünflächen werden mit einer Breite von 2,50 Meter 
festgesetzt. Der Weg im rückwärtigen Bereich der Bebauung muss mindestens 10 Me-
ter entfernt von den rückwärtigen Grundstücksgrenzen angelegt werden. 

 
6. Fläche zum Anpflanzen und Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen gemäß § 

9 (1) Nr. 25b BauGB 

 Auf der Fläche sind die vorhandenen Bäume und Pflanzen zu erhalten oder bei Abgang 
durch standortgerechte Laubgehölze (Sträucher und Bäume unter Hinweis Nr. 7.4) er-
setzen. Als zusätzliche Pflanzungen sind ebenfalls standortgerechte Laubgehölze 
(Sträucher und Bäume unter Hinweis Nr. 8.4) zu pflanzen. 

  
7.   Gestalterische Festsetzungen nach Landesbauordnung NRW gemäß § 9 Abs. 4 

BauGB i.V. m. § 86 BauO NRW 

7.1  Dachneigung, Trauf- und Firsthöhen, Material und Farbe der Dacheindeckung  

Baulich zusammenhängende Hauptbaukörper sind mit der gleichen Dachneigung, 
Trauf- und Firsthöhe zu errichten. Wird an ein bestehendes Wohngebäude angebaut, 
so sind dessen Dachform und -neigung zu übernehmen. Nebeneinander liegende Ga-
ragen und Carports sind mit einem Flachdach in gleicher Traufhöhe auszuführen. Als 
Dacheindeckung sind ausschließlich nicht lackierte Dachziegel in grauer oder roter 
Farbgebung zulässig. 

Zur Optimierung des Einsatzes regenerativer Energien wird die Dachneigung der Sat-
teldächer von 30° bis 40° festgesetzt. 
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7.2 Dachaufbauten 

Dachaufbauten bzw. Dacheinschnitte dürfen insgesamt 2/3 der Breite der Gebäude-
front nicht überschreiten.  

 
7.3 Vorgärten  

Vorgartenflächen sind unversiegelt anzulegen und gärtnerisch zu gestalten. Davon 
ausgenommen sind die notwendigen Zuwegungen und Zufahrten. Diese sind in was-
serdurchlässigem Pflaster zu gestalten. Befestigte Flächen dürfen insgesamt  
50 % der Vorgartenfläche nicht überschreiten.  

 
7.4 Einfriedungen  

Einfriedungen sind als standortgerechte, freiwachsende oder geschnittene einheimi-
sche Hecken zulässig. Mit Ausnahmen der Vorgartenbereiche sind des weiteren Zäune 
bis zu 1,20 m Höhe zulässig. Von diesen Festsetzungen sind Einfriedungen von Ter-
rassen, die unmittelbar an die Wohngebäude anschließen, bis zu einer Tiefe von 3,0 m 
ausgenommen. 

 
8.  Hinweise 

8.1  Archäologische Bodenfunde 

Im Plangebiet sind derzeit keine Bodendenkmäler bekannt. 
Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde oder Befunde ist unverzüglich die Stadt 
Bornheim als Untere Denkmalbehörde oder die Außenstelle des Rheinischen Amtes 
für Bodendenkmalpflege in Overath, Gut Eichthal, an der B 484, 51491 Overath, Tel.: 
02206/930-0, Fax: 02206/9030-22 zu unterrichten. 

 
8.2  Altlasten 

Altlasten sind im Plangebiet derzeit nicht bekannt. 
Sofern bei Durchführung der Baumaßnahmen verunreinigte Bodenhorizonte angetrof-
fen werden, ist das Amt für Gewässerschutz und Abfallwirtschaft des Rhein-Sieg-
Kreises zu informieren und die weitere Vorgehensweise abzustimmen. 

 
8.3  Kampfmittelbeseitigung 

Bei Kampfmittelfunden ist unverzüglich die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst zu informieren. 

 

8.4 Pflanzbindungen 

 Bäume 1. Ordnung:  

  Aesculus hippocastanum (Roßkastanie)  
 Acer platanoides (Spitzahorn)  

          Acer pseudoplatanus (Bergahorn)  
          Castanea sativa (Eßkastanie)  
          Fagus sylvatica (Rotbuche)  
          Fraxinus excelsior (Gemeine Esche)  
          Juglans regia (Walnuß)  
          Populus tremula (Zitterpappel)  
          Quercus robur (Stieleiche)  
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          Quercus petraea (Traubeneiche)  
          Taxus baccata (Eibe)  
          Tilia cordata (Winterlinde)  
          Tilia platyphyllos (Sommerlinde)  
          Ulmus glabra (Bergulme)  
 

        Bäume 2. Ordnung:  

             Acer campestre (Feldahorn)  
             Betula pendula (Sandbirke)  
             Carpinus betulus (Hainbuche)   
             Malus sylvestris (Wildapfel)  
             Prunus avium (Vogelkirsche)  
             Prunus mahaleb (Felsenkirsche)  
             Prunus padus (Traubenkirsche)  
             Pyrus communis (Wildbirne)  
             Salix caprea (Salweide)  
             Sorbus aria  (Mehlbeere)  
             Sorbus aucuparia (Eberesche, Vogelbeere)  
             Sorbus domestica (Speierling)  
             Sorbus torminalis (Elsbeere)  
             Taxus baccata (Eibe)  
               
 

Obstbäume: 

 Äpfel: 
Apfel aus Croncels,  
Danziger Kantapfel,  
Winterrambur, Ananasrenette,  
Jakob Lebel, Kaiser Wilhelm,  
Rote Sternrenette,  
Rheinischer Bohnapfel ,  
Freiherr von Berlepsch,  
Schöner aus Boskoop,  
Geheimrat Dr. Oldenburg,  
Goldparmäne, Gelber Edelapfel,  
Ontarioapfel, Gravensteiner,  
Landsberger Renette,  
Roter Boskoop,  
Weißer Klarapfel,  
Rheinischer Krummstiel,  
Riesenboikenapfel,  
Roter Eiserapfel. 

  
 Birnen: 

Gellerts Butterbirne,  
Gräfin von Paris,  
Gute Graue,  
Köstliche von Charneaux,  
Pastorenbirne,  
Stuttgarter Geißhirtle,  
Tongern,  
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Nordhäuser Winterforellenbirne. 
  
  Pflaumen, Zwetschgen, Renekloden: 

  Große Grüne Reneklode,  
Hauszwetschge,  
Mirabelle von Nancy,  
Ontariopflaume,  
The Czar,  
Wangenheims Frühzwetschge 

 
      Sträucher:   

Acer campestre (Feldahorn) 
Cornus mas (Gelber Hartriegel, Kornelkirsche)  
Cornus sanguinea (Bluthartriegel)  

 Corylus avellana (Hasel)  
Crataegus laevigata (Zweigriffeliger Weißdorn)  

            Crataegus monogyna (Eingriffeliger Weißdorn)  
            Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)  
            Frangula alnus (Faulbaum)  
            Ilex aquifolium (Stechpalme)  
            Lonicera xylosteum (Heckenkirsche)  
            Malus sylvestris (Wildapfel)  
            Prunus spinosa (Schlehe)  
            Rhamnus cathartica (Kreuzdorn)  
            Ribes nigrum (Schwarze Johannisbeere)  
            Rosa arvensis (Feldrose)  
            Rosa canina (Hundsrose)  
            Rubus idaeus (Himbeere)  
            Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)  
            Sambucus racemosa (Traubenholunder)  
            Sarothamnus scoparius (Besenginster)  
            Ulmus carpinifolia (Feldulme)  
            Viburnum lantana (Wolliger Schneeball)  
            Viburnum opulus (Gem. Schneeball)  
 
 
Diese textlichen Festsetzungen wurden vom Rat der Stadt Bornheim in seiner Sitzung am 
                             zur Offenlage beschlossen.  
Die öffentliche Auslegung hat in der Zeit vom                                bis 
einschließlich stattgefunden. Die Offenlage ist am                                   ortsüblich bekannt    
gemacht worden. 
 
 
Bornheim, den  
 
In Vertretung 
 
 
Erster Beigeordneter 
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Stadt Bornheim 
 

Bebauungsplan Bornheim 220 C (Ortschaft Hersel) 
 

2. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes 
 
 

Begründung 
 
 
1. Räumlicher Geltungsbereich der 2. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungs-

planes 
 

Das Plangebiet befindet sich im südöstlichen Bereich von Hersel und wird begrenzt durch 
die Oderstraße, Ruhrstraße und die angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen.  

 
2. Planungsrechtliche Situation 
 
 Regionalplan 

Im Regionalplan (Stand Juli 2006) ist das Plangebiet als Allgemeiner Siedlungsbereich 
(ASB) ausgewiesen.  

 
Flächennutzungsplan 

In dem seit 15.06.2011 rechtwirksamen Flächennutzungsplan ist das Plangebiet zum 
größten Teil als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft ausgewiesen. Die angrenzenden Flächen sind als Wohn-
baufläche ausgewiesen. 
 
Bebauungsplan 

Der Bebauungsplan 220 C liegt in der Ortschaft Hersel, zwischen der Rheinstraße und 
der Rheinaue und stellt den südlichen Rand der Bebauung dar. Der Bebauungsplan setzt 
für sein Plangebiet eine Wohnbebauung als Allgemeines Wohngebiet (WA) mit der zuge-
hörigen Erschließung, welche bereits zu großen Teilen realisiert wurde, fest. 

Mit der 1. Änderung des 220 C wurde ergänzend auch eine private Grünfläche, die den 
äußeren Rand zur angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzung bildet, festgesetzt. Diese 
private Grünfläche enthielt allerdings keine Festsetzungen über Qualität und Zeitpunkt 
der Umsetzung. Während der südliche Teil als private Grünfläche bislang nicht realisiert 
wurde, konnte der zur Rheinaue gelegene Abschnitt als öffentliche Fläche hergerichtet 
werden. 

 
Landschaftsplan 

Der Bereich der 2. Änderung und Erweiterung liegt teilweise innerhalb des Landschafts-
schutzgebietes. Zum Zeitpunkt der Erstellung des Landschaftsplan war die Festsetzung 
der privaten Grünfläche bereits rechtskräftig. Eine exakte Übertragung der Landschafts-
schutzgrenze ist auf Grund der unterschiedlichen Maßstäbe nicht möglich.  

Ziel der Ausweisung im Landschaftsplan ist die „Erhaltung prägender Landschaftsbe-
standteile sowie Anreicherung und ökologische Aufwertung mit naturnahen Lebensräu-

1 
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men und gliedernden und belebenden Elementen“. Die vorgesehene Gestaltung des 
Ortsrandes im Herseler Süden entspricht somit den grundsätzlichen Zielen des Land-
schaftsplans. 
 

3. Anlass, Inhalte und Zielsetzung des Bebauungsplanes 
 

Grundsätzlich hat sich der Anlass und die Zielsetzung der 2. Änderung und 1. Erweite-
rung zur Zielsetzung der 1. Änderung des 220 C nicht geändert. 

Das Baugebiet entlang der Ruhrstraße grenzt unmittelbar an die landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen im Süden von Hersel und bildet eine erhebliche Zäsur im Landschafts-
bild. Die unmittelbare Lage an der intensiv genutzten und völlig baum- und strauchlosen 
Ackerfläche bildet einen harten und übergangslosen Einschnitt in die Landschaft, der zu-
dem noch über eine sehr große Entfernung einsehbar ist. 

Aus diesem Grund wurde mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 220 C ergän-
zend auch eine private Grünfläche festgesetzt, die den äußeren Rand zur angrenzenden 
landwirtschaftlichen Nutzung bildet. In der Begründung der Änderung heißt es u.a.: 

 
♦ „Die Abgrenzung der Wohnbauflächen zur freibleibenden Landschaft soll möglichst 

umweltverträglich und in Berücksichtigung der landschaftlich – topografischen Vor-
gaben erfolgen. 

………… 
♦ Die städtebauliche Gliederung des Gebietes und die Gestaltung und Bepflanzung 

seiner Ränder und der öffentlichen und privaten Freiflächen soll der Naherholung 
dienen, ein angenehmes Wohnumfeld schaffen und zu möglichst hohem Nutzwert 
führen. 

………… 
♦ Die neue Planung soll die natur-räumliche Landschaftsgliederung respektieren und 

einen eindeutigen und gestalteten Siedlungsrand dort schaffen, wo keine natürlichen 
Grenzen einen Anhalt bieten.“ 

 
Die Änderung wurde am 25.05.1988 rechtskräftig. Dessen Ziele werden auch im Rahmen 
der 2. Planänderung im vollem Umfang aufrecht erhalten. 

Während der südliche Teil als private Grünfläche bislang nicht realisiert wurde, konnte 
der zur Rheinaue gelegene Abschnitt als öffentliche Fläche hergerichtet werden.  

Nach wie vor bildet die Gestaltung der Ortsränder eine wichtige städtebauliche Aufgabe 
und soll entsprechend umgesetzt werden. Durch die Ausweisung einer Grünzone im neu 
aufgestellten Flächennutzungsplan wurden die Voraussetzungen dafür auch bereits in 
der vorbereitenden Bauleitplanung geschaffen. 

Für die anstehende 2. Änderung werden die mit der 1. Änderung festgesetzten Grünflä-
chen lediglich leicht erweitert und als öffentliche Grünflächen neu definiert. Durch ein wei-
teres, angrenzendes Bebauungsplanverfahren wird die geplante Ortsrandeingrünung e-
benfalls durch die Festsetzung einer öffentlichen Grünflächen entlang der rückwärtigen 
Bebauung für den gesamten Ortsrand von Hersel gesichert. 

Hier ergeben sich in Zusammenhang mit der Planung des Regionale 2010 Projektes 
Grünes C neue Möglichkeiten, die städtebaulichen Ziele auch zu realisieren, denn ein 
wesentliches Ziel des Grünen C ist es, den Siedlungsrand zu definieren und aufzuwerten, 
um so weitere Besiedlung in den Freiraum zu verhindern.  

In die öffentliche Grünfläche soll ein Rad- und Fußweg integriert werden, der in einem 
Abstand von mindestens 10 m zur vorhandenen Bebauung verlaufen wird. Da auch die 
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bisher festgesetzte Grünfläche einen Weg zur Unterhaltung der Flächen erfordert hätte, 
ergibt sich insofern keine wesentlich höhere Inanspruchnahme von Boden.  

Mit dem Rad- und Fußweg wird entsprechend § 1 Abs.4 Nr. 2 BNatschG „zum Zweck der 
Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage geeignete Flächen 
vor allem im besiedelten und siedlungsnahen Bereich“ geschützt und zugänglich ge-
macht und somit eine weitere Möglichkeit für die stillen Naherholung vor Ort geschaffen. 
Die Stärkung der lokalen Naherholungsangebote wirkt gleichzeitig auch verkehrsvermei-
dend und dient damit der umweltschonenden Freizeitgestaltung. 

Der Landschaftsbeirat des Rhein-Sieg-Kreises hat der Planung Grünes C in seiner Sit-
zung am 10.09.2009 zur Kenntnis genommen und der Erteilung einer Befreiung nach 
§ 69 Abs. 1 LG zugestimmt. Die untere Landschaftsbehörde des Rhein-Sieg-Kreises hat 
daraufhin mit Datum vom 19.11.2009 die Befreiung für Maßnahmen im Landschafts-
schutzgebiet erteilt. Damit können die Maßnahmen im Bereich Grünes C umgesetzt wer-
den. 

Im Rahmen der Gesamtplanung Grünes C wurden darüber hinaus verschiedene alterna-
tive Wegeführungen geprüft. Es konnte allerdings keine der Alternativen zum tragen 
kommen, da weder Eigentümer noch Pächter hier zustimmen konnten und auch der Na-
tur- und Landschaftsschutz erheblich stärker beeinträchtigt worden wäre. 

Des Weiteren sollen mit der 2. Änderung und 1. Erweiterung die ausgewiesenen kleinen 
inselartigen Spielflächen an der Ruhrstraße und der Oderstraße im Plangebiet entspre-
chend der am 10.09.2006 im Jugendhilfeausschuss beschlossenen Spielflächenbedarfs-
erhebung aus dem Jahr 2008 (Vorlage: 271/2008), wo es heißt:  

„Besonderer Prüfung bedarf die Situation der vielen kleinen KSP im Bereich Ruhrstra-
ße/Donaustraße. Hier überlagern sich die Einzugsgebiete von vier Plätzen extrem und 
die Größe und Ausstattung dieser KSP entspricht nicht dem Bedarf der anwohnenden 
Kinder. Viele der heute etwas älteren Kinder brauchen eine entsprechend anregende 
Ausstattung, die von Schaukel und Sandkasten (wie im eigenen Garten) abweicht. Auch 
wären größere Spielflächen hier sinnvoller. Eine Zusammenlegung ist aufgrund fehlender 
Flächen nicht umsetzbar. Mittelfristig ist hier über grundsätzliche Lösungen nachzuden-
ken, die sowohl FB 6 und FB 7, wie auch Kenner der Lebenssituation der Kinder im Ort 
und nutzende Kinder in die Überlegungen mit einbezieht.“ 

zu einer großen Spielfläche mit Spielangeboten für mehrere Altersgruppen in den Norden 
des Plangebietes verlagert werden.  

Das Plangebiet umfasste bei der Planaufstellung zunächst noch den Bereich Ruhrstraße/ 
Oderstraße mit den Spielplätzen und der Nachverdichtung sowie den Bereich Oderstra-
ße/ Rheinstraße mit einer Änderung bereits festgesetzter Bauflächen. Da beide Pla-
nungsabsichten sehr unterschiedlich von der Zielsetzung sind und auch im Rahmen der 
Einwohnerbeteiligung sehr unterschiedliche Stellungnahmen abgegeben wurden, kann 
der Planbereich in zwei Abschnitte aufgeteilt werden. Zum Themenkomplex Spielplätze 
wird sich zudem nochmals der zuständige Jugendhilfeausschuss der Stadt Bornheim 
grundsätzlich befassen. 

Im Rahmen der Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
der Planung gemäß § 13a (3) BauGB zeigte sich jedoch heftiger Widerstand der Anwoh-
ner gegen den von der Verwaltung aufgestellten Entwurf. Diese sahen keine Notwendig-
keit die vorhandene Situation zu ändern und sprachen sich gegen eine Zusammenlegung 
der Spielplätze und die Aufgabe der auflockernden Grün-/ Spielflächen aus. Der Bedarf 
an Spiel-/ und Aufenthaltsmöglichkeiten für ältere Kinder und Jugendliche wird von der 
Verwaltung jedoch weiterhin gesehen und soll auch weiterhin verfolgt werden. Die Integ-
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ration einer Spiel-/ und Aufenthaltsfläche im Rahmen eines Baumtores  XL des Projektes 
Grünes C bietet dabei nun die einmalige Möglichkeit dies auch zu realisieren.  

Die Untere Landschaftsbehörde hat im Vorfeld geäußert, dass eine landschaftlich ange-
passte Planung mitgetragen werden kann. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanverfahrens im Rahmen des § 13a BauGB zur 2. Än-
derung und 1. Erweiterung des Bebauungsplans 220 C in der Ortschaft Hersel wurde am 
27.05.2011 ortsüblich bekannt gemacht und der Öffentlichkeit die Möglichkeit gegeben, 
sich in einer angemessener Frist über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die we-
sentlichen Auswirkungen der Planung zu informieren und zu äußern. Im Rahmen der ers-
ten Beteiligungsphase wurden seitens der Anwohner viele Bedenken vorgetragen. Diese 
Bedenken betrafen hauptsächlich den Planungsbereich oberhalb der Ruhrstraße, wel-
cher die Verlagerung der zwei vorhanden Spielplätze zum Inhalt hatte. 

Um sowohl den Anregungen der Anwohner und den Vorstellungen der Verwaltung ge-
recht zu werden, wurde eine Kompromisslösung erstellt. Der Spielplatz an der Ruhrstra-
ße bleibt dabei in seinem jetzigen Zustand im städtischen Eigentum erhalten. Er erhält 
lediglich eine rückwärtige Öffnung z.B. in Form eines Tores. Der zuerst geplante alters-
übergreifende Spielplatz wird daraufhin verkleinert und befindet sich nun lediglich nur 
noch zwischen der Verlängerung der Rheindorfer Straße, dem landwirtschaftlich genutz-
ten Weg und dem zukünftigen Rad-/ Fußweg des Grünen C. Seine Ausstattung soll dabei 
insbesondere ältere Kinder ansprechen. Die Fläche zwischen dem Spielplatz an der 
Ruhrstraße und dem neuen Spielplatz soll nun als Grünfläche ohne Spielgeräte erhalten 
bleiben.  

Da im Herseler Süden jedoch ein Überangebot insbesondere an Kleinkinderspielplätzen 
herrscht, wird der Spielplatz an der Oderstraße von der Stadt Bornheim nicht länger er-
halten. Es verbleiben die Spielplätze Ruhrstraße und Wöhlerstraße in einer Wegeentfer-
nung, die für das Bornheimer Stadtgebiet ortsüblich ist. 

Die Fläche Oderstraße soll veräußert werden, um so auch im Rahmen von Konsolidie-
rungsmaßnahmen den Pflegeaufwand zu minimieren. Um jedoch auf Wunsch der An-
wohner die aufgelockerte Bebauung und die Sichtbeziehungen in die Landschaft zu er-
halten, wird die Fläche als allgemeines Wohngebiet jedoch ohne Baufeld mit einer We-
geverbindung von der Oderstraße zu dem Rad-/ Fußweg des Grünen C festgesetzt. Dies 
ermöglicht den Ankauf der Fläche z.B. als Privatgarten. Sollte sich jedoch kein Käufer für 
das Grundstück mit dieser Festsetzung finden, behält sich die Stadt vor, im Rahmen ei-
ner erneuten Offenlage ein Baufeld mit einer eingeschossigen Bauweise festzusetzen. 

Der festgesetzte Fuß-/Radweg soll dabei eine gute Erreichbarkeit der Siedlung an die 
Linkverbindung des Grünen C und umgekehrt ermöglichen. 

Im Rahmen der Gestaltung der neu geplanten Spielfläche soll auf die angrenzenden An-
wohner durch Anordnung der Spielgeräte Rücksicht genommen werden. Des weiteren 
wird bei der neuen Spielfläche auf einen barrierefreien Zugang und auf die Sicherheit der 
spielenden Kinder entlang der Rad- und Fußwegeverbindung und natürlich auch im Hin-
blick auf den landwirtschaftlichen Verkehr Wert gelegt wird.  

Die in der 1. Änderung des Bebauungsplanes 220 C ausgewiesene Grünfläche Ecke 
Ruhrstraße/Grüner Weg wird im Rahmen der 2. Änderung und 1. Erweiterung als Allge-
meines Wohngebiet mit einer eingeschossigen Bauweise festgesetzt. Trotz der im Rah-
men der Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Pla-
nung gemäß § 13a (3) BauGB geäußerten Widersprüche zur Umwandlung der Grünflä-
che, bleibt die Stadt bei der hierfür gewählten Festsetzung als Wohnbaufläche. Begrün-
det wird diese Entscheidung damit, dass die Wohnbaunachfrage im Ortsteil Hersel sehr 
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hoch ist und die Stadt dort noch ein Potenzial hat dieser Nachfrage im Sinne einer nach-
haltigen Entwicklung nachzukommen.  

Nach § 1a Abs. 2 BauGB soll dabei mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden 
und eine Nachverdichtung mit dem Grundsatz der Innenentwicklung vor Außenentwick-
lung gefördert werden. Dies ist fester Bestandteil der beschlossenen Grundlagen des 
neuen Flächennutzungsplans der Stadt Bornheim. Insofern stehen die aktuellen Ziele der 
Baugesetzgebung sowie die der Stadt Bornheim im Gegensatz zu den ursprünglich for-
mulierten Zielen des Bebauungsplans 220 C. Hier ist eine Abwägung der vorliegenden 
Belange erforderlich. 

Eine zusätzliche Bebauung führt im Vergleich zu der gesamten Entwicklung in Hersel nur 
zu einer sehr geringen Veränderung und so zu keiner erheblichen Verdichtung des vor-
handenen Bestandes. Die vorgeschlagene Planung entspricht dem vorhandenen Be-
stand und stellt daher eine mögliche Fortentwicklung im Rahmen einer Nachverdichtung 
dar. 

Da es sich bei der 2. Änderung und 1. Erweiterung lediglich um bereits mit einem rechts-
kräftigen Bebauungsplan überplante Flächen handelt, dient die Änderung und Erweite-
rung im Sinne des Baugesetzbuches der Innenentwicklung und soll daher im Beschleu-
nigten Verfahren nach § 13a BauGB weitergeführt werden. Die Voraussetzungen für die 
Durchführung des Verfahrens nach § 13a BauGB werden erfüllt. Eine Umweltprüfung ist 
nach den Maßgaben des § 13a (3)  BauGB nicht erforderlich. Eingriffe, die durch die Auf-
stellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten nach den Bestimmungen des 
§ 13 (2) BauGB als erfolgt oder zulässig.  

Auch wenn eine formale Umweltprüfung und eine Eingriffsbilanzierung im Rahmen einer 
beschleunigten Änderung nicht durchgeführt werden muss, werden im Verfahren jedoch 
die wichtigsten Umweltbelange, welche durch die Änderung betroffen seien könnten, un-
ter Punkt 5 angesprochen. 

 
4. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

Art der baulichen Nutzung: 

Die Art der baulichen Nutzung wird für die Fläche Ecke Ruhrstraße/Grüner Weg und an 
der Oderstraße als im Sinne der nachhaltigen Entwicklung als Allgemeines Wohngebiet 
festgesetzt. Auf der Fläche an der Oderstraße wird jedoch kein Baufeld ausgewiesen. 
Sollte sich jedoch kein Käufer für das Grundstück mit dieser Festsetzung finden, behält 
sich die Stadt vor, im Rahmen einer erneuten Offenlage ein Baufeld mit einer einge-
schossigen Bauweise festzusetzen. 

Die bereits in der 1. Änderung festgesetzte private Grünfläche von 10 Meter Breite ent-
lang des Ortsrandes wird auf 13,50 Meter erweitert und als öffentliche Grünfläche festge-
setzt, welche sich Richtung Nordosten erweitert, um dort eine neue Spielfläche für ältere 
Kinder zu realisieren. Die Verbreiterung begründet sich durch das Anlegen des Rad-
/Fußweges im Rahmen des Grünen C, welcher aus Rücksicht auf die Anwohner in einem 
mindestens 10 Meter breiten Abstand entlang der rückwärtigen Grundstücksgrenzen an-
gelegt werden soll. 

Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO sollen im Allgemei-
nen Wohngebiet nicht zulässig sein. Ausgeschlossen werden mithin sonstige nicht stö-
rende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes sowie Tankstellen, da von ihnen Störwirkungen auf die Wohn-
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umgebung nicht nur innerhalb sondern auch außerhalb des Plangebietes ausgehen kön-
nen.  
 
Maß der Nutzung:

Das Maß der baulichen Nutzung und die Bauweise des neu geplanten Gebäudes Ecke 
Ruhrstraße/Grüner Weg orientiert sich an den bereits in dem rechtskräftigen Bebauungs-
plan 220 C festgesetzten Werten. So ist dort lediglich eine Bebauung mit eingeschossi-
gen Einfamilienhäusern zulässig. Angepasst an die angrenzende Bebauung wird die 
Bautiefe beschränkt.  

Die Begrenzung der Zahl der Wohnungen soll den Charakter des Wohngebiets, der 
durch die bereits vorhandene Bebauung vorgegeben wird, erhalten.  

 
Erschließung und Stellplätze:

Die Erschließung findet über die bereits fertig gestellten Erschließungsanlagen statt. Je-
weils zwei Stellplätze pro Wohneinheit müssen auf den Grundstücksflächen nachgewie-
sen werden. 

Die Fuß-/ Radwege werden mit einer Breite von 2,50 Meter festgesetzt, um so den An-
sprüchen einer gemischten Verkehrsfläche, insbesondere im Hinblick auf die Nutzung im 
Rahmen des Grünen C, gerecht zu werden. 
 
Grün- und Freiflächen: 

Die Festsetzungen zur Bepflanzung der rückwärtigen Grünflächen soll dazu beitragen 
den Zielen und interkommunal abgestimmten Grundsätzen des Projektes Grünes C ge-
recht zu werden und somit eine hohe Qualität der Grünfläche zu erreichen. 

Die Festsetzung zur Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für 
die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewäs-
sern auf der ehemaligen Spielfläche an der Oderstraße soll verdeutlichen, dass von Sei-
ten der Verwaltung eine Nutzung z.B. als Privatgarten erwünscht ist. 

Durch die Festsetzung zu den Vorgartenflächen soll der Anteil der versiegelten Flächen 
begrenzt und ein hoher Anteil an gärtnerisch gestalteten Freiflächen gesichert werden. 
Sofern für Abfall- oder Wertstoffsammelbehälter der Standort im Vorgarten gewählt wird, 
sollte dieser aus stadt- und straßenraumgestalterischen Gründen eingefasst bzw. um-
mauert und dauerhaft begrünt werden. 

 
Ver- und Entsorgung: 

Für die Ver- und Entsorgung sollen die vorhandenen Anlagen genutzt werden.  
  
5.  Umweltbezogene Auswirkungen 
  

Eingriff-/ Ausgleich des Vorhabens 

Die Eingriffsbilanzierung wird gemäß dem ‚Vereinfachtem Verfahren‘ (Arbeitshilfe für die 
Bauleitplanung) durchgeführt. Da in dem vorliegenden Fall keine atypischen Biotopsitua-
tionen vorliegen, wird bei der tabellarischen Darstellung auf den Korrekturfaktor verzich-
tet. 

Die neu zu bewertende Gesamtfläche innerhalb des Gebietes der Bebauungsplanände-
rung beträt ca. 9761 qm. Davon sind vor Planänderung ca. 6.855 qm als landwirtschaftli-
che Fläche (Biotoptypwert 2) zu bewerten. Die rechtskräftige Ausweisung der 1. Ände-
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rung des Bebauungsplans als private Grünfläche kann hier nicht als Bewertungsmaßstab 
angenommen werden, da leider im Rahmen der Festsetzung keine Aussage zu der Qua-
lität und insbesondere nicht zu einem Umsetzungspflicht innerhalb eines Zeitraumes ge-
troffen wurde. Von Seiten der Stadt bestehen somit auch keine Möglichkeit diese private 
Grünfläche von den Eigentümer umsetzen zu lassen. Da davon auszugehen ist, dass 
ohne Planänderung keine Änderung des jetzigen Zustandes zu erwarten ist, wird für die-
se Fläche die jetzige Nutzung als landwirtschaftliche Fläche in die Bilanzierung einbezo-
gen. Weiterhin befindet sich vor Planänderung eine ca. 738 qm große Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Park (Biotoptypwert 4) und eine ca. 2.188 qm große Fläche mit der 
Zweckbestimmung Spielplatz (Biotoptypwert 2) im Änderungsbereich. Die Wege, welche 
im Rahmen der 2. Änderung keine Nutzungsänderung erfahren werden hier nicht explizit 
aufgeführt, da sich ihr Wert nicht verändert. 

Nach Umsetzung der 2. Änderung und 1. Erweiterung ist ein Großteil der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Park festge-
setzt (ca. 5.278 qm). Da im Rahmen der textlichen Festsetzung konkrete Aussagen zu 
der Qualität und Bepflanzung dieser Grünfläche getroffen werden, kann hier ein Biotop-
typenwert von 6 zur Berechung zu Grunde gelegt werden. Des Weiteren werden ca. 
4.940 qm als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz (Biotopwerttyp 
3) festgesetzt. Die neu festgesetzte Wohnbaufläche ohne Baufeld an der Oderstraße mit 
einer Größe von 468 qm erhält nach der Planänderung einen Biotoptypwert von 2. Für 
die Wohnbaufläche an der Ecke Grüner Weg wird für die nicht überbaubare Grund-
stücksfläche mit einer Größe von ca. 388 qm wird ebenfalls der Wert 2 zu Grunde gelegt. 
Die überbaubare Grundstücksfläche mit 125 qm Größe wird mit dem Biotopwert 0 und 
die neu geplanten Wege (ca. 1052 qm) werden mit dem Biotoptypwert 0,5 angesetzt. 

Aus der tabellarischen Bilanzierung und dem darin dargestellten Vergleich zwischen Ein-
griff und Ausgleich ist so erkennbar, dass das Änderungsverfahren mit einem positiven 
Bilanzwert  von 18.546 Punkten und somit einem Plus von 91% der Wertpunkte ab-
schließt. 
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A. Zustand des Untersuchungsraumes  

1 2 3 4 7 

Code 
 

lt. Biotop-
typenwertliste 

Biotoptyp 
 

lt. Biotoptypenwertliste 

Fläche 
 

m² 

Grundwert A 
 

lt. Biotoptypenwertliste 

Einzelflächen 
Wert 

 
Spalte 3 x 4  

3.1 Acker 6.855 2 13.710 

4.5/1.3 

Extensivrasen, Staudenrabatten, 
Bodendecker (z.B. in Grün- und 
Parkanlagen) / Schotter-. Kies-, 
Sandflächen – Grünfläche öffent-
lich Zweckbestimmung Spielplatz 

2.188 2 4.376 

4.5 

Extensivrasen, Staudenrabatten, 
Bodendecker (z.B. in Grün- und 
Parkanlagen) – Grünfläche öffent-
lich Zweckbestimmung Park 

738 3 2.214 

 Gesamt 9.781  20.300 
 
B. Zustand des Untersuchungsraumes gemäß Festsetzungen des Bebauungsplanes 

1 2 3 4 7 

Code 
 

lt. Biotop-
typenwertliste 

Biotoptyp 
 

lt. Biotoptypenwertliste 

Fläche 
 

m² 

Grundwert A 
 

lt. Biotoptypenwertliste 

Einzelflächen 
Wert 

 
Spalte 3 x 4  

4.5/8.1/8.2 

Extensivrasen, Staudenrabatten, 
Bodendecker (z.B. in Grün- und 
Parkanlagen) / Hecken, Gebüsche, 
Feldgehölze / Baumgruppen, Alleen, 
Einzelbäume– Grünfläche öffent-
lich Zweckbestimmung Park 

5.278 6 31.668 

4.5/1.3 

Extensivrasen, Staudenrabatten, 
Bodendecker (z.B. in Grün- und 
Parkanlagen) / Schotter-. Kies-, 
Sandflächen – Grünfläche öffent-
lich Zweckbestimmung Spielplatz 

2.470 2 4.940 

4.1 

Zier- und Nutzgarten; strukturarm – 
Wohnbaufläche ohne Baufeld 
Oderstraße, Wohnbaufläche Grü-
ner Weg (nicht überbaubare 
Grundstücksfläche) 

856 2 1.712 

1.1 Versiegelte Fläche – Baufeld Grü-
ner Weg 388 0 0 

1.2 

Versiegelte Fläche mit nachge-
schalteter Versickerung des Ober-
flächenwassers – neuer Rad-
/Fußweg 

1052 0,5 526 

 Gesamt 9.781  38.846 
 

C.   Gesamtbilanz 
(Gesamtflächenwert B - Gesamtflächenwert A) 

18.546 

 
 

 

8 43/218



Umweltauswirkungen auf: 

Schutzgut Mensch 

Im Rahmen der Bebauungsplanänderung kann von positiven Wirkungen auf das Schutz-
gut Mensch ausgegangen werden, da durch die Schaffung der Ortsrandeingrünung und 
den Fuß-/ und Radweg die stille Naherholung gestärkt wird.  
 
Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Landschaft 

Im Rahmen der Planung des Grünen C wurde eine „Gutachterliche Stellungnahme zur 
Planung des „Grünen C“ der Stadt Bornheim im Freiraum zwischen der Stadt Bornheim, 
der Gemeinde Alfter, der Stadt Bonn, und dem Rhein aus der Sicht des Artenschutzes“ 
erstellt. Diese sieht sowohl positive als auch mögliche negative Auswirkungen durch die 
Umsetzung des Grünen C. Das Gutachten zeigt dabei jedoch auf, dass das Grüne C 
voraussichtlich im Betrachtungsraum keinen Einfluss auf planungsrelevante Arten mit ei-
nem schlechten Erhaltungszustand in NRW hat. Des Weiteren zeigt das Gutachten Mög-
lichkeiten auf, die die negativen Auswirkungen bei der Umsetzung des Projektes Grünes 
C reduzieren. Diese werden in die Planung und Umsetzung miteinbezogen.  

Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG oder im Biotopkataster NRW ge-
führte schutzwürdige Biotope mit Vorkommen seltener Tier- und Pflanzenarten sind im 
Plangebiet nicht bekannt. Natura-2000-Gebiete sind in einem Umkreis von 600 m nicht 
vorhanden. Damit verbleiben keine erheblichen Eingriffe in Bezug auf Pflanzen, Tiere 
und die biologische Vielfalt.  
 
Schutzgut Boden 

Da es sich bei dem Änderungsbereich größtenteils um bereits mit einen rechtskräftigen 
Bebauungsplan überplante Flächen handelt ist durch das Verfahren mit keinen großen 
Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu rechnen. Die Notwendigkeit einer Eingriffsbi-
lanzierung besteht bei einem Verfahren nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB nicht. Jedoch 
wurde für Planungen im Rahmen des Regionale 2010 Projektes Grünes C aus dem Jahr 
2009 bereits für die Umsetzung der Eingrünung des Ortsrandes und des Fuß- und Rad-
weges bereits eine Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung durchgeführt, welche einen positiven 
Bilanzierungswert zum Ergebnis hatte. 
 
Schutzgut Wasser 

Das Plangebiet befindet sich in keiner Wasserschutzzone und Oberflächengewässer sind 
ebenfalls nicht vorhanden, so dass mit keinen negativen Auswirkungen auf das Schutz-
gut gerechnet werden kann. 
 
Schutzgut Luft / Klima 

Durch die geplante Bebauung ist mit keinen wesentlichen Auswirkungen für die Schutz-
güter Klima und Luft zu rechnen.  

Das Plangebiet des Bebauungsplans 220 C unterliegt in Bezug auf die Belüftung keinen 
besonderen Bedingungen. Das Plangebiet ist praktisch völlig eben und ein Kaltluftabfluss 
daher nicht möglich. Der Rheintalabwind sorgt in bestimmten Wetterlagen für zusätzliche 
Luftbewegungen, die aber allenfalls großräumige Wirkung entfalten. Eine besondere 
Auswirkung auf Baulücken ist nicht zu erwarten. 

Die Bebauung am Ortsrand von Hersel ist von den Bauweise her gesehen eher begüns-
tigt. Eine eingeschossige Bebauung in offener Bauweise stellt bereits die Baumöglichkeit 
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mit den geringsten Auswirkungen dar, die bei einer Festsetzung getroffen werden kön-
nen.  

Darüber hinaus liegt die Bebauung im unmittelbarer Nachbarschaft zu einem mehreren 
Hektar großen Freiraum, der geprägt ist durch Ackerflächen bzw. geplante Grünflächen. 
Durch die Bebauung einer Baulücke wird an dieser Stelle keine Kaltluftproduktion mehr 
entstehen. Dabei wird das unmittelbare Umfeld minimal stärker erwärmt. Eine weiterge-
hende Auswirkung als über die unmittelbare Nachbarschaft hinaus ist ausgeschlossen. 

Die ortsübliche Nachverdichtung einer Baulücke wird die nur eine sehr lokal begrenzte 
und extrem geringe Auswirkung haben. Es ist ausgeschlossen, dass es durch die Schlie-
ßung dieser Baulücke zu besonderen oder gar unzumutbaren klimatischen Veränderun-
gen kommt. 

 
6. Hinweise 
 

Bodendenkmalschutz 

Im Plangebiet sind derzeit keine Bodendenkmäler bekannt. 
Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde oder Befunde ist unverzüglich die Stadt 
Bornheim als Untere Denkmalbehörde oder die Außenstelle des Rheinischen Amtes für 
Bodendenkmalpflege in Overath, Gut Eichthal, an der B 484, 51491 Overath, Tel.: 
02206/930-0, Fax: 02206/9030-22 zu unterrichten. 

 
Altlasten 

Altlasten sind im Plangebiet derzeit nicht bekannt. 
Sofern bei Durchführung der Baumaßnahmen verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen 
werden, ist das Amt für Gewässerschutz und Abfallwirtschaft des Rhein-Sieg-Kreises zu 
informieren und die weitere Vorgehensweise abzustimmen. 

 
Kampfmittel

Im unmittelbaren Bereich des Plangebietes haben sich keine Hinweise auf das Vorhan-
densein von Bombenblindgängern / Kampfmittel ergeben. Da eine Garantie über die 
Freiheit von Kampfmitteln jedoch nicht gewährt wird, sind bei Kampfmittelfunden wäh-
rend Erd- und Bauarbeiten die Arbeiten sofort einzustellen und die nächstgelegene Poli-
zeidienststelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu verständigen. 

  
 Pflanzbindungen 
              

Bäume 1. Ordnung:  

Aesculus hippocastanum (Roßkastanie)  
         Acer platanoides (Spitzahorn)  
         Acer pseudoplatanus (Bergahorn)  
         Castanea sativa (Eßkastanie)  
         Fagus sylvatica (Rotbuche)  
         Fraxinus excelsior (Gemeine Esche)  
         Juglans regia (Walnuß)  
         Populus tremula (Zitterpappel)  
         Quercus robur (Stieleiche)  
         Quercus petraea (Traubeneiche)  
         Taxus baccata (Eibe)  
         Tilia cordata (Winterlinde)  
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         Tilia platyphyllos (Sommerlinde)  
            Ulmus glabra (Bergulme)  
 
      Bäume 2. Ordnung:  

            Acer campestre (Feldahorn)  
            Betula pendula (Sandbirke)  
            Carpinus betulus (Hainbuche)   
            Malus sylvestris (Wildapfel)  
            Prunus avium (Vogelkirsche)  
            Prunus mahaleb (Felsenkirsche)  
            Prunus padus (Traubenkirsche)  
            Pyrus communis (Wildbirne)  
            Salix caprea (Salweide)  
            Sorbus aria  (Mehlbeere)  
            Sorbus aucuparia (Eberesche, Vogelbeere)  
            Sorbus domestica (Speierling)  
            Sorbus torminalis (Elsbeere)  
            Taxus baccata (Eibe)  
               
 

Obstbäume: 

 Äpfel: 
Apfel aus Croncels,  
Danziger Kantapfel,  
Winterrambur, Ananasrenette,  
Jakob Lebel, Kaiser Wilhelm,  
Rote Sternrenette,  
Rheinischer Bohnapfel ,  
Freiherr von Berlepsch,  
Schöner aus Boskoop,  
Geheimrat Dr. Oldenburg,  
Goldparmäne, Gelber Edelapfel,  
Ontarioapfel, Gravensteiner,  
Landsberger Renette,  
Roter Boskoop,  
Weißer Klarapfel,  
Rheinischer Krummstiel,  
Riesenboikenapfel,  
Roter Eiserapfel. 

  
 Birnen: 
Gellerts Butterbirne,  
Gräfin von Paris,  
Gute Graue,  
Köstliche von Charneaux,  
Pastorenbirne,  
Stuttgarter Geißhirtle,  
Tongern,  
Nordhäuser Winterforellenbirne. 

  
 

11 46/218



 Pflaumen, Zwetschgen, Renekloden: 
 Große Grüne Reneklode,  

Hauszwetschge,  
Mirabelle von Nancy,  
Ontariopflaume,  
The Czar,  
Wangenheims Frühzwetschge 

 
    Sträucher:   

Acer campestre (Feldahorn) 
Cornus mas (Gelber Hartriegel, Kornelkirsche)  
Cornus sanguinea (Bluthartriegel)  
Corylus avellana (Hasel)  
Crataegus laevigata (Zweigriffeliger Weißdorn)  

            Crataegus monogyna (Eingriffeliger Weißdorn)  
            Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)  
            Frangula alnus (Faulbaum)  
            Ilex aquifolium (Stechpalme)  
            Lonicera xylosteum (Heckenkirsche)  
            Malus sylvestris (Wildapfel)  
            Prunus spinosa (Schlehe)  
            Rhamnus cathartica (Kreuzdorn)  
            Ribes nigrum (Schwarze Johannisbeere)  
            Rosa arvensis (Feldrose)  
            Rosa canina (Hundsrose)  
            Rubus idaeus (Himbeere)  
            Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)  
            Sambucus racemosa (Traubenholunder)  
            Sarothamnus scoparius (Besenginster)  
            Ulmus carpinifolia (Feldulme)  
            Viburnum lantana (Wolliger Schneeball)  
            Viburnum opulus (Gem. Schneeball)  
 
 
 
 
Diese Begründung wurden vom Rat der Stadt Bornheim in seiner Sitzung am 
                             zur Offenlage beschlossen.  
Die öffentliche Auslegung hat in der Zeit vom                                bis 
einschließlich stattgefunden. Die Offenlage ist am                                   ortsüblich bekannt    
gemacht worden. 
 
 
Bornheim, den  
 
In Vertretung 
 
 
Erster Beigeordneter 
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7.1 – Mi          24.07.2011 
 - 250 
 
 
Protokoll zur Einwohnerversammlung am 29.06.2011 zu der geplanten städte-
baulichen Entwicklung im süd-östlichen Randbereich in Hersel 
 
Ort: Forum der Herseler Grundschule 
Beginn: 18.30 Uhr 
Ende: ca. 22 Uhr 
 
Teilnehmer der Verwaltung: 

• Herr Schier (Erster Beigeordneter) 
• Herr Erll (Fachbereichsleiter FB 7 Stadtplanung) 
• Frau Salber (Sachbearbeiterin FB 4.1 Jugendhilfe) 
• Frau Michel (Sachbearbeiterin FB 7.1 Stadtplanung) 

 
Teilnahme von ca. 100 Anwohnern 
 
Geäußerte Fragen/ Anregungen der Beteiligten: 
 
Da viele Fragen zum Verfahrensablauf bestanden, wurde dieser und die rechtlichen Wider-
spruchsmöglichkeiten am Anfang der Veranstaltung den Anwohnern dargelegt  
 

- Es wird die gefordert, dass die Offenlage nicht in den Ferien stattfindet 
 
- Die Daten aus der Spielflächenbedarfsprognose sind veraltert, mittlerweile sind viele 

neue Familien in das Gebiet gezogen  Forderung nach einer Erfassung der aktuel-
len Zahlen und Umfrage was von den Anwohner gewünscht ist 

 
- Die vorhandenen Spielplätze werden stark genutzt, sind altersgerecht, das wurde 

auch letzte Jahr noch Seiten der Verwaltung so gesehen, warum wäre sonst der 
Spielplatz Ruhrstraße neu gestaltet werden 

 
- Mehr Sensibilität für Anwohner, diese sind mit der vorhandenen Situation vollkommen 

zufrieden 
 

- Wer übernimmt die Verantwortung wenn auf dem neuen abgelegenen und alters-
übergreifenden Spielplatz was passiert 

- Trampoline bergen eine zu große Verletzungsgefahr 
- Durch die abgelegene Lage können Kleinkinder nicht mehr selbstständig zu dem ge-

planten Spielplatz 
- Die soziale Kontrolle geht verloren und die kleinen Kinder haben Angst alleine den 

Spielplatz zu besuchen, insbesondere wenn sich dort ebenfalls Jugendliche aufhalten 
- Sicherheitsgefährdung durch die angrenzenden und zerschneidenden Wege ohne 

Einzäunung 
- Der neue Spielplatz wird eher nur durch Jugendliche genutzt werden, welche mehr 

Lärm verursachen, dies wird durch die Nutzung von Mofas noch deutlich verstärkt 
- Vandalismus wird durch die Lage gefördert und enorm sein  
- Die Gestaltung des Spielplatzes mit den ganzen Büschen lockt Pädophile an 
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- Wie kann es sein, dass Baugrundstücke bereits im Internet angeboten werden 
- Die Wahl des Verfahrens nach §13a BauGB ist falsch, Forderung nach einem regulä-

ren Verfahren mit Umweltprüfung 
- Die Gestaltung eines Spielplatzes auf einer freien Fläche mindert ökologischen Wert 

der Fläche, auch wenn Fläche als Grünfläche ausgewiesen ist dies keine frei Fläche 
mehr  Forderung nach einer Flächenbilanz 

- Die damals ausgewiesenen Funktionen werden bei einer Bebauung nicht mehr ein-
gehalten 

- Die Flächen dienen als Freiluftschneisen und Sichtbeziehungen in die freie Land-
schaft 

 
- Die Häuser/ Grundstücke wurden auf Grundlage des rechtskräftigen Bebauungsplans 

und der Situation vor Ort gekauft, draus resultiert eine Erwartungshaltung und auch 
ein Vertrauensschutz 

- Wurden die Spielplätze von der Stadt vom Investor gekauft oder hat dieser diese ü-
berschrieben? 

- Somit haben die Anwohner die Spielplätze mitfinanziert 
- Die Stadt handelt nur aus wirtschaftlichem Interesse 
- Der Gewinn der Stadt steht in keinem Verhältnis zu dem Verlust der Anwohner durch 

die Planung 
 
- Wie wird und kann garantiert werden, dass nicht in Zukunft auch weitere Grün-

/Spielflächen in Hersel bebaut werden 
- Auch Spielplätze welche in einem anderen Bebauungsplangebiet liegen sind für alle 

wichtig, großes Missfallen, dass Spielplatz Rheindorfer Straße auch aufgegeben wer-
den soll 

- Es gibt Pläne, dass der Bolzplatz am Bayerhof verlagert werden soll, sollen die Ju-
gendliche auch auf den neu geplanten Spielplatz? 

- Im Mai wurde noch von einem Anwohner eine Anfrage bezüglich des Ankaufs eines 
der Kinderspielplatzgrundstücke gestellt, dies wurde mit der Festsetzung und Bedeu-
tung als Kinderspielplatz verneint; warum gibt es jetzt eine andere Prioritätenset-
zung? 

 
- Die Planung widerspricht den Zielen des Grünen C 
- Durch die Planung und die Veräußerung der städtischen Flächen soll das Grüne C fi-

nanziert werden 
- Ist die Planung des Grünen C an die Neuordnung der Spielplätze gebunden? 
- Wie werden die Erträge aus den Veräußerungen der Grundstücke genutzt? 
- Woher kam der Anstoß der Planung, welches Motiv wird damit verfolgt? 
- Die Lage am Grünen C bringt immer wieder neue, fremde Leute auf den Spielplatz  

Verlust der Kontrolle 
- Von den Anwohnern wurden bereits Varianten für die Wegeführung des Grünen C 

vorgeschlagen, warum können diese nicht umgesetzt werden? 
- Warum muss der neue Weg asphaltiert werden und kann nicht in wassergebundener 

Decke umgesetzt werden? Auch dies begünstigt wieder die Nutzung von Mofafahrern 
- Warum wurde die Grenze des Bebauungsplangebietes und die private Grünfläche in 

eine öffentliche Grünfläche geändert? 
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- Ein größerer, attraktiverer Spielplatz zieht mehr Leute an, dies führt zu mehr Verkehr 
und Besucher in der Siedlung 

- Mehr Autos = mehr Lärm = Minderung der Wohnqualität 
- Die jetzige Situation stellt zusammen mit der Spielstraße eine Einheit dar, welche zu 

einer Art positiver Platzsituation führt 
- Die Lage der Spielplätze an der Straße führt dazu, dass die Verkehrsteilnehmer mit 

mehr Rücksicht fahren 
 
- Warum wir noch eine Tischtennisplatte geplant wenn bereits eine auf einer Grünflä-

che vorhanden ist, kann daraus geschlussfolgert werden, dass diese Fläche ebenfalls 
zukünftig Bauland werden soll? 

 
- Die bestehenden Grünflächen sind für alle Altersgruppen, auch Senioren, sehr gut 

geeignet und erreichbar, dies verfehlt der geplante Spielplatz 
- Kleinere Flächen in der Siedlung fungieren eher als sozialer Treffpunkt als eine große 

aufgeteilte Fläche außerhalb der Siedlung 
 

- Die Anwohner hätten viel früher über die Planung informiert und einbezogen werden 
 

- Warum wurde die Ausweisung am Eingang der Oderstraße in eine Doppelhausbe-
bauung geändert? Dies widerspricht dem eigentlichem Konzept der immer aufgelo-
ckerten Bebauung zum Ortsrand hin 

 
 
 

gez. 
Michel 
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  FB 4 Juli 2011 

Teilüberprüfung der Spielflächenbedarfsplanung / Spielleitplanung für Hersel im 
Hinblick auf die 2. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplans 220 C und den 
abgegebenen Stellungnahmen im Rahmen der Unterrichtung der Öffentlichkeit über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung gemäß § 13a (3) BauGB. 
 
Vergleicht man die GesamtEW- und KinderEW-Zahlen 2007 mit 2010 so ist für alle 
Kinderjahrgänge ein Rückgang zu ersehen – wobei die GesamtEW-Zahl steigt. 
Schlussfolgerung ist hier,  Hersel wird ‚älter’. Das bedeutet,  es kommen weniger Kinder in 
die bestehende Wohnbebauung, die allgemein im ehemaligen Neubaugebiet verbreitete 
Phase der Familiengründung ist vorbei, die Kinder dieses Neubaugebietes sind 
mittlerweile eher so genannte Betweenies (ca. 10-13 Jahre) und Jugendliche. 
 

Kinder Einwohnerzahlen Hersel  2007 / 2010
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Vereinzelt kommen immer noch neue Erdenbürger hinzu – doch die Gesamtzahl der 
Geburten ist deutlich gesunken, da nur durch Fluktuation in den bestehen Häusern / 
Wohnungen und einige Neubauten in Baulücken noch junge / angehende  Familien in das 
Wohngebiet ziehen. 
 
Geburtenzahlen in Hersel  
 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 
38 35 43 40 29 22   

 
 

      

       
       
       
       
 

Ö  4

207/218



 2 

Karte der Spielplatzeinzugsgebiete in Hersel 
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Betrachtung der Kindereinwohnerzahlen der Spielplatzeinzugsgebiete im Vergleich     
2007 zu 2010 im Herseler Süden inklusive der Lage, Ausstattung und Nutzung der 
jeweiligen Spielflächen 
 

Kinderspielplatz Donaustrasse Hersel Stand 31.12.2007

Stadtteil Strassen
ALLE
EW 0-2Jahre 3-5Jahre 6-9Jahre 10-13Jahre14-17Jahre

Bornheim ST Hersel Bayerstraße 1/2 129 1 2 2 3 3

Bornheim ST Hersel Donaustraße 76 1 3 8 7 7

Bornheim ST Hersel Illerstraße 11 7

Bornheim ST Hersel Innstraße 32 3 2

Bornheim ST Hersel Lechstraße 39 6 2 4 2 1

Bornheim ST Hersel Weingarten 1/2 15 1 1

Bornheim ST Hersel Rheindorfer Str.1/2 95 4 4 5 6 6

GESAMT 397 16 13 26 19 17

ÜBERSICHT >>16 19>>

Kinderspielplatz Donaustrasse Hersel Stand 31.12.2010

Stadtteil Strassen ALLE EW 0-2Jahre 3-5Jahre 6-9Jahre 10-13Jahre14-17Jahre
Bornheim ST Hersel Bayerstraße 1/2 57 0 1 2 2 3

Bornheim ST Hersel Donaustraße 76 1 4 4 9 6

Bornheim ST Hersel Illerstraße 15

Bornheim ST Hersel Innstraße 32 1 2 1 7 2

Bornheim ST Hersel Lechstraße 39 0 3 3 3 1

Bornheim ST Hersel Weingarten 1/2 14 0 1 0 0 1

Bornheim ST Hersel Rheindorfer Str.1/2 98 2 4 3 6 4

GESAMT 331 4 15 13 27 17

ÜBERSICHT 4 27

39!!!

28  
 

In diesem Einzugsgebiet ist die Gesamteinwohnerzahl ebenso gesunken, wie die der 
Kinder von 0 bis 17 Jahren von 91 auf 76. Ein Teil der früheren Hauptnutzergruppe ist zu 
10-13jährigen herangewachsen. Die Kleinkinder sind in die Hauptnutzergruppe gewandert. 
Die Zahl der Nachwachsenden ist deutlich gesunken.  
Der Spielplatz ist mittlerweile mit einer Nestschaukel so gestaltet und aufgewertet, dass 
eine breite Altersspanne bis 10/12 Jahre ein Angebot findet. Er schließt von der Lage im 
Ort die Lücke zu Schulhof und Spielplatz Fabriweg im Zentrum von Hersel und wird gut 
genutzt. 
 

Kinderspielplatz Rheindorferstraße Hersel  Stand 31.12.2007

Stadtteil Strassen
ALLE 
EW 0-2Jahre 3-5Jahre 6-9Jahre 10-13Jahre14-17Jahre

Bornheim ST Hersel Donaustraße 2/3 51 1 2 5 5 5

Bornheim ST Hersel Grüner Weg 1/2 15 1 1 1

Bornheim ST Hersel Illerstraße 11 7

Bornheim ST Hersel Innstraße 32 3 2

Bornheim ST Hersel Kneusgenweg 50 1 3 1 2

Bornheim ST Hersel Lechstraße 39 6 2 4 2 1

Bornheim ST Hersel Rheindorfer Str. 189 8 7 9 12 11

Bornheim ST Hersel Werrastraße 31 3 1 4 3 3

GESAMT 418 22 15 33 24 22

ÜBERSICHT >>22 24>>

Kinderspielplatz Rheindorferstraße Hersel Stand 31.12.2010

Stadtteil Strassen ALLE EW 0-2Jahre 3-5Jahre 6-9Jahre 10-13Jahre14-17Jahre
Bornheim ST Hersel Donaustraße 2/3 63 1 3 3 6 2

Bornheim ST Hersel Grüner Weg 1/2 16 1 1 1

Bornheim ST Hersel Illerstraße 15 7

Bornheim ST Hersel Innstraße 31 1 2 1 7 2

Bornheim ST Hersel Kneusgenweg 52 0 0 1 4 0

Bornheim ST Hersel Lechstraße 35 0 3 3 3 1

Bornheim ST Hersel Rheindorfer Str. 196 2 7 6 12 7

Bornheim ST Hersel Werrastraße 31 0 1 3 4 2

GESAMT 439 5 17 25 36 14

ÜBERSICHT 5 3642

48!!!
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In diesem Einzugsgebiet ist die Gesamteinwohnerzahl gewachsen – doch die Zahl der 
Kinder von 0 bis 17 Jahren von 116 auf 97 gesunken. Auch hier ist ein großer Teil der 
früheren Hauptnutzergruppe zu 10-13jährigen herangewachsen. Die Kleinkinder sind 
ebenso in die Hauptnutzergruppe gewandert. Die Zahl der Nachwachsenden ist auf ein 
Viertel gesunken. Man bedenke bei diesen Zahlen, dass je ein Drittel dieser Kinder 
identisch sind mit dem Einzugsgebiet der benachbarten Plätze Donaustraße und 
Ruhrstraße. 
 

Dieser Spielplatz ist zu klein, liegt ungünstig und ist mit einer sehr alten Doppelschaukel 
nur mangelhaft ausgestattet. Bereits im Rahmen der Teilkonzeption für Hersel in 2009 - 
als Folge der Spielflächenbedarfsplanung 2008 – wurde auch unter Beteiligung/Beratung 
von AnwohnerInnen der Platz als wenig attraktiv, kaum genutzt und entbehrlich bezeichnet 
(siehe JHA-Vorlage Konzeptentwicklung Spielplätze in Hersel 376/2009-4 vom 
22.09.2009). 
 

 
 
 
Von der Lage überdeckt sich dessen Einzugsgebiet mit dem von Donaustraße und  
Ruhrstraße fast vollständig.  Für die Versorgung der Kinder spielt der Platz keine Rolle, da 
ausreichende und wesentlich attraktivere Ausweichmöglichkeiten in unmittelbarer Nähe 
bestehen. Aufgrund der vorliegenden Fakten wurde der Platz im Rahmen des 
Haushaltskonsolidierungskonzeptes für 2010 mit Ratsbeschluss auf die Rückbau-Liste 
gesetzt. Der Rückbau ist für den Winter 2011/2012 anvisiert. 
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Kinderspielplatz Ruhrstraße Hersel Stand 31.12.2007

Stadtteil Strassen
ALLE
EW 0-2Jahre 3-5Jahre 6-9Jahre 10-13Jahre14-17Jahre

Bornheim ST Hersel Rheindorfer Str.1/2 95 4 4 5 6 6

Bornheim ST Hersel Ruhrstraße 138 6 5 14 4 3

Bornheim ST Hersel Saalestraße 10 1 3 1

Bornheim ST Hersel Werrastraße1/2 31 3 1 4 3 3

GESAMT 274 13 11 26 13 13

ÜBERSICHT >>13 13>>

Kinderspielplatz Ruhrstrasse Hersel Stand 31.12.2010

Stadtteil Strassen ALLE EW 0-2Jahre 3-5Jahre 6-9Jahre 10-13Jahre14-17Jahre
Bornheim ST Hersel Rheindorfer Str.1/2 98 1 4 3 6 4

Bornheim ST Hersel Ruhrstraße 147 1 4 9 16 5

Bornheim ST Hersel Saalestraße 18 1 1 1 4 0

Bornheim ST Hersel Werrastraße1/2 15 0 1 2 2 1

GESAMT 278 3 10 15 28 10

ÜBERSICHT 3 2825

37!!!

 
 
In diesem Einzugsgebiet ist die Gesamteinwohnerzahl fast stabil geblieben – doch die 
Zahl der Kinder von 0 bis 17 Jahren von 76 auf 66 gesunken. Ebenso ist hier ein großer 
Teil der früheren Hauptnutzergruppe zu 10-13jährigen herangewachsen. Die Kleinkinder 
sind ebenso in die Hauptnutzergruppe gewandert. Die Zahl der Nachwachsenden ist auf 
ein Viertel gesunken.  
Der Spielplatz ist in Abstimmung mit den AnwohnerInnen im Rahmen der damaligen 
Teilkonzeption Hersel mit dem Ausstattungsschwerpunkt für Klein- bis Schulkinder belegt 
worden. 2009 wurde der Platz mit Doppelschaukel (auch für Kleinkinder), Turm-Kletter-
Rutschen-Kombination und riesiger Sandfläche neu ausgestattet. Mit den neuen Geräten 
ist der Platz wieder sehr attraktiv gestaltet und wird entsprechend viel genutzt. 
Von der Lage überdeckt sich dessen Einzugsgebiet mit dem von Rheindorferstraße und 
sogar der Hälfte der Oderstraße.  
 
 

 

 

Kinderspielplatz Oderstrasse Hersel Stand 31.12.2007

Stadtteil Strassen
ALLE 
EW 0-2Jahre 3-5Jahre 6-9Jahre 10-13Jahre14-17Jahre

Bornheim ST Hersel Höhnenstr 1/2. 39 1 1 2 1 1

Bornheim ST Hersel Oderstraße 126 3 8 19 7 9

Bornheim ST Hersel Ruhrstraße 1/2 69 3 3 7 2 2

Bornheim ST Hersel Werrastraße 1/2 16 2 1 2 2 2

GESAMT 250 9 13 30 12 14

ÜBERSICHT >>9 12>>

Kinderspielplatz Oderstrasse Hersel Stand 31.12.2010

Stadtteil Strassen ALLE EW 0-2Jahre 3-5Jahre 6-9Jahre 10-13Jahre14-17Jahre
Bornheim ST Hersel Höhnenstr 1/2. 41 1 2 1 2 1

Bornheim ST Hersel Oderstraße 193 8 5 10 21 8

Bornheim ST Hersel Ruhrstraße 1/2 74 1 2 5 8 3

Bornheim ST Hersel Werrastraße 1/2 16 0 1 2 2 1

GESAMT 324 10 10 18 33 13

ÜBERSICHT 10 3328

43!!!

 

 

In diesem Einzugsgebiet ist die Gesamteinwohnerzahl auch wegen der mittlerweile 
geschlossenen Baulücken in der Oderstraße deutlich gestiegen. Die Zahl der Kinder ist 
leicht von 78 auf 84 gewachsen. Auch hier ist ein großer Teil der früheren 
Hauptnutzergruppe zu 10-13jährigen herangewachsen. Die Kleinkinder sind in die 
Hauptnutzergruppe gewandert und die Zahl der Nachwachsenden ist stabil geblieben.  
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Im Rahmen der damaligen Teilkonzeption Hersel sollte dieser Platz vor allem den älteren 
Kindern zur Verfügung stehen. In 2008 wurde er nur wenig und von älteren 
Anwohnerkindern (vor allem zum Kicken) genutzt. Hier bestand die Überlegung diesen 
Platz zur überwiegend freien Gestaltung/Nutzung relativ kostenarm mit Naturmaterialien 
den älteren Kindern zu überlassen oder alternativ mit einer (teuren) barrierefreien 
Tampenschaukel auszustatten. Aufgrund der Haushaltslage und dringenden anderen 
Maßnahmen und Projekten auf anderen Spielplätzen ruhte die in der Teilkonzeption 
angedachte Gestaltung dieses Platzes. 
 

Von der Lage überdeckt sich dessen Einzugsgebiet mit dem von Ruhrstraße und 
Wöhlerstraße, so dass die Kinder ausreichend attraktive Ausweichmöglichkeiten finden. 
Da der Platz für Kleinkinder wenig bietet,  können diese wegen der Nähe gut auf die 
Ruhrstraße ausweichen. Die Verschiebung des Bedarfs auf das Alter der                   
10-13jährigen wird mit den neuen KiEW-Zahlen deutlicher und dringlicher.  Der 
Spielplatz ist somit an dieser Stelle (selbst nach dem geringsten Einzugsradius) 
entbehrlich. Die Spielfläche an sich ist es allerdings nicht, denn die älteren Kinder sind im 
Herseler Süden unterversorgt und brauchen eine entsprechende Alternative. Älteren 
Kindern ist ein Weg von 500m und mehr durchaus zuzumuten. Schließlich überwinden sie 
solche Strecken auch für den Schulweg. Hinzu kommt weiter, dass sie mit 
fortschreitendem Alter noch mehr Wert auf Rückzugsmöglichkeiten legen und sich gern 
der sozialen Kontrolle entziehen wollen. Jugendliche bevorzugen in der Regel Treffpunkte, 
die nicht direkt einsehbar sind. Die Integration eines Angebots für diese Zielgruppe in die 
Grünfläche des Baumtores im Rahmen des Projektes Grünes C würde diesen Bedarf 
optimal decken. 
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Kinderspielplatz Wöhlerstraße Hersel Stand 31.12.2007

Stadtteil Strassen
ALLE
EW 0-2Jahre 3-5Jahre 6-9Jahre 10-13Jahre14-17Jahre

Bornheim ST Hersel Fuldastr. 68 3 3 4 4 7

Bornheim ST Hersel Grüner Weg 1/2 15 1 1 1

Bornheim ST Hersel Höhnenstr. 77 2 1 4 2 2

Bornheim ST Hersel Kleinstr. 67 3 2 1 2

Bornheim ST Hersel Oderstraße 1/2 63 2 4 10 4 5

GESAMT 290 11 10 20 13 14

ÜBERSICHT >>11 13>>

Kinderspielplatz Wöhlerstraße Hersel Stand 31.12.2011

Stadtteil Strassen ALLE EW 0-2Jahre 3-5Jahre 6-9Jahre 10-13Jahre14-17Jahre
Bornheim ST Hersel Fuldastr. 72 0 5 4 5 4

Bornheim ST Hersel Grüner Weg 1/2 16 1 1 1 0 0

Bornheim ST Hersel Höhnenstr. 82 1 4 2 4 2

Bornheim ST Hersel Kleinstr. 73 1 4 3 2 1

Bornheim ST Hersel Oderstraße 1/2 97 1 4 3 6 4

GESAMT 340 4 18 13 17 11

ÜBERSICHT 4 1731

30!!!

 

 

Die Gesamteinwohnerzahl ist hier auch aus dem gleichen Grund wie in der Oderstraße 
gestiegen, denn die Einzugsgebiete überlappen sich zu einem Teil. Direkt neben dem 
Spielplatz befinden sich viele Mehrfamilienhäuser, in die durch Fluktuation immer wieder 
neu Menschen hinzu ziehen. Die Zahl der Kinder ist leicht von 68 auf 63 gesunken. Auch 
hier ist ein Teil der früheren Hauptnutzergruppe zu 10-13jährigen herangewachsen. Die 
Kleinkinder sind in die Hauptnutzergruppe gewandert und die Zahl der Nachwachsenden 
ist um mehr als die Hälfte gesunken.  
Aufgrund der Wohnbebauung soll dieser Spielplatz für alle Altersgruppen attraktiv 
sein/werden. Hierfür ist eine schrittweise Aufwertung angedacht. Noch in diesem Jahr ist 
geplant eine Nestschaukel aufzustellen. Im Folgejahr soll mit einem neuen Sandkasten ein 
neuer Kleinkindbereich angelegt werden.  
Von der Lage überdeckt sich dessen Einzugsgebiet mit dem von Oderstraße und 
Rheindorferstraße. Trotzdem wurde dieser Platz bei der Teilkonzeption Hersel 
ausgeklammert, da er vorwiegend die Kinder westlich der Rheinstraße versorgt. 
 
 
 
Zusammenfassung 
 
Der Ortsteil Hersel ist aufgrund der damaligen Bauplanung in den Neubaugebieten mit 
überdurchschnittlich vielen Spielplätzen (im Vergleich zum gesamten Stadtgebiet) 
versorgt. Selbst die Radien für Kleinkinder mit 200m Aktionsradius überschneiden sich 
hier gleich mehrfach. Leider ergeben Größe, Lage und Ausstattung der Plätze kein 
pädagogisch buntes vielfältiges Bild.  
Die Spielgeräte sind teilweise noch so alt wie die Plätze selbst. Der Reparaturaufwand war 
in den vergangenen Jahren entsprechend hoch. Ein Teil der Geräte konnte mittlerweile 
ersetzt und der Spielwert der Plätze damit aufgewertet werden. Insgesamt sind die Plätze 
aber zu klein, um für alle Altersstufen attraktive Spielangebote machen zu können. 
Aufgrund der aktuellen EW-Zahlen der Einzugsgebiete ist deutlich, dass die 
Hauptzielgruppe im Herseler Süden derzeit die 10-13jährigen sind, die auf diesen 
Spielflächen bisher nur wenig bis keine Angebote finden. So muss immer wieder 
abgewogen werden, welcher Platz für welche Altersgruppe den Schwerpunkt bilden soll. 
Diese Umgestaltungen sind kostenintensiv, aufwändig und bilden doch aus pädagogischer 
Sicht immer nur einen Kompromiss auf Zeit… 
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Exkurs zum kindlichen Bedarf an/auf Spielplätzen 
 
Aufgrund der kindlichen Entwicklung ist es wichtig, dass Spielplätze möglichst für jede 
Altersgruppe beider Geschlechter viele verschiedene Bewegungs- und Spielangebote 
bieten. Hier eine kurze Übersicht über die individuellen und sozialen Bedarfe der Kinder im 
Laufe ihres Lebensweges und Beispiele, mit welchen Mitteln diese Entwicklung auf den 
Spielplätzen gefördert werden kann und sollte. 
Kleine Kinder wollen Erfahrungen mit den Elementen Wasser, Erde, Matsch, Stein, Sand 
und Holz machen - sie entdecken die Welt um sich herum und probieren sie zu formen. 
Sie beginnen mit einfachen kleinen Hürden ihr Gleichgewicht und die motorische 
Entwicklung zu fordern. Später steigern sie dies mit Wippen, Schaukeln, Klettern und 
Rutschen. Sie lernen Stufen, Leitern und schräge Rampen zu beklettern, lernen sich fest 
zu halten und zu balancieren. Sie beginnen mit anderen Kindern gemeinsam zu spielen, 
beobachten Ältere, zanken andere und unterstützen Jüngere. Sie schließen (in Zeiten der 
allgemeinen Verinselung) eigenständige, auch generationsübergreifende Freundschaften 
(ohne dass sie von den Eltern mit dem Auto zu einer Veranstaltung gefahren werden 
mussten). Der Spielplatz wird im Idealfall zum festen Bestandteil der Lebenswelt, den sie  
selbstständig aufsuchen können und bildet damit auch eine wichtige Basis für die 
Entwicklung der unabhängigen Persönlichkeit.  
Ohne Aufsicht wagen Kinder sich mehr Abenteuer – widersetzen sich vielleicht auch mal 
Verboten und trauen sich z.B. mal auf einen Baum.  Drehen und Schwingen, das Kribbeln 
im Bauch, Kletterwände und alle möglichen Herausforderungen (Mutsprung) werden im 
Laufe des kindlichen Lebens immer wichtiger – auch als Selbsterfahrung für die 
Entwicklung der Persönlichkeit. Gleichzeitig werden die Bewegungsspiele mehr in 
kooperative Spiele und Rollenspiele integriert, wobei die so genannten Themenspielplätze 
den Kindern ein breites Feld bieten wie auch das geliebte ‚Budenbauen’. Hier gibt es dann 
auch deutliche Unterschiede zwischen den Geschlechtern (Piraten gab es viele – aber nur 
eine Pipi Langstrumpf). Diese Geschlechterdifferenzierung der Interessenlagen schreitet 
mit dem Alter fort. Fast alle 13jährigen Jungen sind für Fußball zu begeistern. Bei 
Mädchen sind es weniger als 50% (vor allem wenn die Jungen dabei sind). Für Mädchen 
sind daher auch andere Bewegungsangebote wie z.B. Schaukeln, Tischtennis und 
Trampolin anzubieten. Besonders wichtig ist auch, das weibliche Treff- und 
Kommunikationsverhalten durch gemütlich, einladende Orte zu unterstützen. Letztendlich 
finden sich an diesen tollen ’Chillplätzen’ abends dann auch die Jungen wieder ein, denn 
ein Spielplatz ist auch ein guter Ort um erste zarte Bande zu knüpfen…. 
 
Ein Spielplatz, der für alle Altersgruppen und beide Geschlechter Angebote machen kann 
ist auch betriebswirtschaftlich langfristig sinnvoll. Spielgeräte halten je nach Material und 
Bedingungen 15 bis 25 Jahre. In den klassischen Neubaugebieten mit Wohneigentum gibt 
es wenig Fluktuation. Wenn die Kinder der Siedlung 12 Jahre alt sind, müssten die Geräte 
für Klein- und Grundschulkinder ersetzt werden (wenn es keine anderen Angebote für 
Ältere gibt). Diese Kosten wären für keine Kommune vertretbar! 
 
Aus jugendhilfeplanerischer Sicht stellt eine ausreichende große Spielfläche mit 
vielfältigsten Bewegungsangeboten für diverse Altersstufen und beide Geschlechter den 
Spielplatz dar, der pädagogisch sinnvoll und demografisch nachhaltig ist. Hinzu kommt 
weiter die betriebswirtschaftlich langfristigste Nutzung aller Angebote und Geräte auf dem 
Platz, ohne später Anpassungen vornehmen zu müssen. 
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Möglichkeiten/Chancen 
 
Bereits in der Spielflächenbedarfsplanung 2008 hat die Jugendhilfeplanung auf die 
unglückliche Ansammlung von kleinen Spielflächen in Hersel hingewiesen. 2009 wurde 
versucht das Nebengrundstück zum Spielplatz Donaustraße anzupachten, um den 
dortigen Platz zu verdoppeln. Dieses Projekt scheiterte am Eigentümer des Grundstückes. 
 
Die Integration einer großen Spielfläche in die Grünfläche eines Baumtores im Rahmen 
des Projektes Grünes C bietet die Umsetzung der ursprünglich anvisierten Idee eines 
großen Spielplatzes für alle Altersstufen. Darüber hinaus könnte es dort auch eine 
Begegnung aller Generationen geben, so dass Wunsch und Beschluss nach Gestaltung in 
Richtung Mehrgenerationenplätze in Bornheim (siehe JHA-Vorlage, …Bedingungen zur 
Entwicklung eines Mehrgenerationenspielplatzes  1/2010-4) hier berücksichtigt werden 
könnte. Eine neue große Spielfläche, die kleinere in sich vereint (besser sogar größer und 
auch noch in einen Naturpark eingebettet ist) und ein breites attraktiveres Angebot in 
erreichbar Nähe (nach oben angeführten Maßgaben) bietet, ist aus planerischer, 
pädagogischer und betriebswirtschaftlicher Sicht grundsätzlich für den Herseler Süden  
sinnvoll.  
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Unter dieser Voraussetzung wären kleinere Spielflächen (wie Oderstraße und/oder 
Ruhrstraße) verzichtbar, da flächenmäßig ein gleichwertiger bis größerer Ersatz entstehen 
würde, dessen Spielwert durch die Erfüllung der o.a. pädagogischen Maßgaben deutlich 
über dem der Einzelflächen liegen würde. Der neue Platz hätte dann mit Angeboten auch 
für Ältere nach den Standards der Spielflächenleitplanung einen  Einzugsradius von 500m. 
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